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Neue Beweise 
für Mumia 


Abu-Jamal 


Zeugin enthüllt Verbindung zwischen 
abgekarteter Anklage gegen 
Mumia Abu-Jamal und Polizeiskandal 


in Philadelphia 


Während der Oberste Gerichtshof Pennsyl- 
vania eine Entscheidung nach der anderen 
bekanntgibt, mit der er seine Absicht sig- 
nalisiert, die abgekartete Anklage von 1982 
gegen Mumia Abu-Jamal, den politischen 
Gefangenen in der Todeszelle, aufrechtzu- 
erhalten, kommen immer neue Beweise für 
Mumias Unschuld ans Licht. Am 10. März 
reichten Jamals Anwälte als Zusatz zu den 
Berufungsunterlagen, die gegenwärtig dem 
Gerichtshof des Bundesstaates vorliegen, 
neue Dokumente ein, die weitere Beweise 
dafür liefern, daß die Polizei und die Ankla- 
ge Zeugen manipulierten und unter Druck 
setzten, um Jamal fälschlicherweise zu ver- 
urteilen für den "lod von Daniel Faulkner, 

Polizist in Philadelphia, der 1981 erschossen 
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wurde. Die neuen Unterlagen zeigen eine 
atemberaubende Verbindung zwischen 
Mumias Fall und dem Skandal im 39. Poli- 
zeibezirk über Korruption und verlogene ab- 
sekartete Anklagen, der die Stadt während 
der letzten paar Jahre erschüttert hat. 

Im Mittelpunkt der neuen Beweise steht 
Pamela Jenkins, früher Informantin der Po- 
lizei von Philadelphia und Hauptzeugin der 
US-Bundesregierung bei den Ermittlungen 
im 39. Bezirk, in deren Verlauf kürzlich sechs 
Bullen wegen krasser Korruption, einsch- 
ließlich abgekarteter Anklagen gegen Hun- 
derte unschuldiger Leute, verurteilt wur- 
den. Jenkins trat nun hervor und sagte aus, 
daß unter den B. die sie 1981 dazu zu drän- 
gen versuchten, einen Meineid zu leisten, 


Angriff auf MRTA-Gefangene 


An die nationale und internationale Öf- 
fentlichkeit, An die Solidaritätsorganisatio- 
nen, An die fortschrittlichen Männer und 
Frauen der Welt 

Die Revolutionäre Bewegung Tupac 
Amaru (MRTA) läßt Sie folgendes wissen: 

l. Zu den ständigen Provokationen und 
Drohungen gegen das Kommando Edgar 
Sanchez haben sich weitere Verleumdun- 
gen gegen die MRTA hinzugesellt: Sie be- 
schuldigen uns, gegen eine Wollhändlerin 
ein Attentat begangen zu haben, was voll- 
ständig gelogen ist. Später folgten willkürli- 
che Verhaftungen der Zivilbevölkerung in 
der Zone, wo die Guerilla aktiv ist. Das ver- 
melden wir angebrachterweise der nationa- 
len und internationalen Öffentlichkeit. 


Schließlich passierte gestern, am 27. 
März, folgendes: Als Angehörige der politi- 
schen Gefangenen, die im Hochsicher- 
heitsknast. von Canto einsitzen, darum 
kämpften, zu ihren eingeknasteten Lieben 
zu gelangen, hat die Polizei zum Zwecke der 
Einschüchterun g und Provokation Schüsse 
in die Luft und in Richtung der Zellen ab- 
gegeben, wo die Gefangenen der MRTA ein- 
sitzen. 

2. Die Mütter, Schwestern und anderen 
Familienangehörigen teilen ihre Besorgnis 
über die Vorfälle Menschenrechtsorganisa- 
tionen und dem Internationalen Roten 
Kreuz mit: Viele von ihnen konnten ihre An- 
gehörigen nicht sehen, und einer der Ge- 
fangenen teilte mit, daß es bei der Schieße- 


um bei dem Komplott gegen Jamal zu hel- 
fen, ein gewisser "Iom Ryan war, einer der 
sechs verurteilten Polizisten. 

Jenkins, eine frühere Prostituierte und 
Freundin von om Ryan, beschrieb: Er, ein 
weiterer B. namens Richard Ryan (der an- 
scheinend in der Nacht, als Faulkner er- 
schossen wurde, am "latort war) „und wei- 
tere Polizeibeamte bedrängten mich und 
fragten mich, obich die Frschießungdes Po- 
lizisten gesehen hatte und ob ich in jener 
Nacht in der Gegend war, wo die Er- 
schießung stattfand. Als ich ‚nein‘ sagte, be- 
drängten sie mich weiter und fragten mich, 
ob ich wirklich sicher sei, daß ich in jener 


Fortsetzung nächste Seite 


rei Verletzte gegeben habe, aber keine ärzt- 
liche Versorgung. 

3. Das militärische Personal hat einen 
Aufstand der politischen Gefangenen m 
MRTA erfunden, um diesen Überfall z 
rechtfertigen. 

4. Wir zeigen diesen Vorfall an, als eine 
vorbereitende Aktion, um politische Ge- 
fangene zu ermorden, wie es bereits früher 
zu anderen Gelegenheiten geschehen ist. 
Deshalb rufen wir die internationale Soli- 
darität und die Menschenrechtsorganisa- 
tionen auf, das zu verurteilen und sich er- 
neut zu den peruanischen Botschaft und 
Konsulaten zu bewegen, damit ein neues 
Massaker an politischen Gefangenen ver- 
hindert wird und damit endlich diejenigen, 
die für soziale Gerechtigkeit kämpfen, be- 
freit werden. 


Tupac Amaru lebt ... und wird siegen!!! 


Nacht nicht auf der Straße gewesen sei und 
die Frschießung gesehen habe. Für mich 
war klar, daß Tom Ryan und Richard Ryan 
wollten, daß ich einen Meineid leiste und 
sage, ich hätte geschen, daß Jamal den Po- 
lizisten erschoß.“ 

Am 10. März war Jenkins bei einer Pres- 
sekonferenz in Philadelphia anwesend, wo 
Mumias Hauptanwalt Leonard Weinglass 
und die Anwältin Rachel Wolkenstein aus 
dem Verteidigerteam die Finreichung neu- 
= Unterlagen bekanntgaben. Neben Pame- 
la Jenkins tan Veronica Jones, eine Zeu- 
gin der Frschießung 1981, die erst letzten 
Oktober bei einer Beweisanhörung be- 
schrieb, wie sie von B. und Staatsanwälten 
in Philly sezwungen worden war, bei Mu- 
mias Verfahren 1982 zu lügen. Als Rache für 
ihr mutiges Fintreten für Mumia wurde Jo- 
nes im letzten Herbst aus dem Zeugenstand 
sezerrt und ins Gefängnis geworfen. 

Bei der Anhörung zur Beweisaufnahme 
bezeugte Jones, daß die B. sie unter Druck 
gesetzt hatten, ihren ursprünglich wahren 
Augenzeugenbericht zu ändern — der zu je- 
ner Zeit von vier anderen Z zeugen erhärtet 
wurde —, daß sie sah, wie zwei Männer von 
dem Ort flüchteten, an dem Faulkner getö- 
tet worden war, von denen keiner Mumia 
hätte sein können. Jones, eine frühere Pro- 
stituierte, wiederholte auch ihre Aussage 
von 1982, daß die B. ihr ebenso wie der Star- 
zeugin der Anklage, Cynthia White, ange- 
boten hatten, sie könne weiterhin auf der 
Straße arbeiten, wenn sie sich White ansch- 
ließen und behaupten würde, sie habe ge- 
sehen, wie Mumia Faulknererschoß. Bei der 
Pressekonferenz am 10. März richtete Vero- 
nica Jones einen leidenschaftlichen öffent- 
lichen Appell an Cynthia White, sich ihr 
und Pamela Jenkins anzuschließen und die 
Wahrheit über Mumia zu sagen: „Wir wis- 
sen, daß wir dies kurz und bündig zu Ende 
bringen können, wenn du nur hervortrittst 

.. Dann kannst du vielleicht mit deiner Ver- 
gangenheit aufräumen, wie wir anderen es 
tun.“ 

Die rechtlichen Fakten sprechen über- 
wältigend für Mumias Freiheit. Aber die 
Kräfte des Todes - von der Fraternal Order 
of Police (FOP Polizeibruderschaft) in Phi- 
ladelphia bis zu den rassistischen Politikern, 
Staatsanwälten und Richtern — führen mit 
voller Härte in Anstrengungen fort, diesen 
mit Preisen ausgezeichneten MOVE-Un- 
terstützer und früheren Black Panther zum 
Schweigen zu bringen und ihn hinrichten 
zu lassen. Der Radiosender der Temple- 
Universität, WRTI-FM, kapitulierte kürz- 
lich vor dem Druck der FOP und setzte ei- 
ne Ausstrahlung von Mumias Kommenta- 
ren aus der lodeszelle ab. 

Anfang März entschied der Oberste Ge- 
richtshof Pennsylvanias, daß es Jamals An- 
wälten nicht erlaubt sei, den Berufungsan- 
tragauch mündlich zu begründen, und ent- 
schied außerdem, was sogar noch gefährli- 
cher ist, daß die Anklage zusätzliche Unter- 
lagen gegen Jamal bei Gericht einreichen 
dürfe, die Verteidigung aber nicht das Recht 
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habe, darauf zu antworten. Diese unheil- 
vollen Entscheidungen unterstreichen un- 
sere Warnung, daß man in kapitalistische 
Gerichte kein Vertrauen setzen darf, ange- 
fangen mit Philadelphias berüchtigtem 
„Henker-Richter“ Albert Sabo — der den 
Vorsitz hatte bei der Farce eines „Verfah- 
rens“ gegen Jamal 1982 und bei seiner Be- 
rufungsverhandlung 1995 (basierend auf 
dem PCRA, Post-Conviction Relief Act) — 
bis ganz nach oben. Diejenigen, die für Mu- 
mias Freiheit kämpfen, müssen statt dessen 
auf massenhaften sozialen Protest setzen, 
konzentriert auf die Macht der Arbeiter- 
klasse. 


Polizeiskandal im 39. Bezirk: 
Spitze des Eisbergs 


Im Verlauf von Jamals PCRA-Anhörung im 
Sommer 1995 war die Presse in Philadelphia 
tagtäglich voll mit Einthüllungen über Poli- 
zeikorruption. Die Ermittlungen im 39. Be- 
zirk, die seit zwei Jahren laufen und bei de- 
nen Pamela Jenkins eine zentrale Rolle spiel- 
te, hatten bisher schon zum Ergebnis, daß 
12 Polizisten angeklagt wurden, Verdächti- 
se ausgeraubt oder fälschlich besc ‘huldigt zu 
haben, und daraufhin wurden 283 Strafver- 
fahren eingestellt! Darunter ist der Fall von 
Betty Patterson, einer schwarzen Großmut- 
ter, die letztes Jahr wegen ihrer fälschlichen 
Inhaftierung als Drogenhändlerin einen 
Prozeß gegen die Stadt gewann. Im Verlauf 
einer weiteren berüchtigten, verlogenen 
Anklage wegen „Drogenhandels“ heuerten 
die B. eine Prostituierte an (Pamela Jen- 
kins(, gegen Studenten der Temple-Univer- 
sıtät Arthur Colbert auszusagen, den sie 
entführten, schlugen und dem sie einen Re- 
volver an den Kopf hielten. Und dies ist nur 
die Spitze des Eisberges. 

1979 erhob die US-Bundesregierung 
selbst Anklage gegen die Stadt Philadelphia, 
den damaligen Bürgermeister Rizzo und die 
Polizeiverwaltung der Stadt wegen syste- 
matischer Brutalität, besonders gegen 
Schwarze und den spanischsprachigen Teil 
der Bevölkerung. Seit dieser Zeit erschüt- 
tert ein Polizeiskandal nach dem anderen 
die Stadt. Alle Skandale enthüllten das glei- 

che Bild: ein System der Korruption von Po- 
lizei und Staatsanwaltschaft, das Verprü- 
seln Verdächtiger, Diebstähle, rassistische 
abgekartete Anklagen und Mord. Wir ha- 
ben dokumentiert, wie Rizzo, ein rassisti- 
scher Demagoge, der Philly mehr als ein 
Jahrzehnt lang als stadtweiten Polizeistaat 
führte, den grausamen Kreuzzug gegen Mu- 
mia anführte. Es lag eine bittere Ironie dar- 
in, daß die Bundesregierung die Stadt Phi- 
ladelphia wegen Polizeiübergriffen anklag- 
te, da einige der finstersten Polizeimaßnah- 
men in direkter Zusammenarbeit mit dem 
Justizministerium eingeführt worden wa- 
ren. Tatsächlich diente das „Counterintelli- 
gence“-Programm der B. in Philly als Mo- 
dell für das berüchtigte COINTELPRO- 
Programm des FBI, das darauf abzielte, 
schwarze Aktivisten durch Verhaftung und 


Ermordung zu „neutralisieren“. 

Jetzt zeigt Pamela Jenkins die Verbindung 
zwischen den Praktiken abgekarteter verlo- 
gener Anklagen im 39. Bezirk und dem be- 
sonderen Fall Mumia Abu-Jamals. Das Mu- 
ster ist so vertraut: Prostituierte und ande- 
re, die leicht angreifbar sind für Manipula- 
tionen der Polizei, werden für Meineide be- 
nutzt, um Verurteilungen sicherzustellen. 
1981 führte das FBI Ermittlungen durch 
über die Polizeikontrolle von Prostituierten- 
Ringen in Center City, wo Faulkners Er- 
schießung stattfand, was zur Verurteilung 
von mehr als 20 B. führte (unter ihnen In- 
spektor Giordano, der höchstrangige Beam- 
te an dem Ort, wo Faulkner erschossen wur- 
de). Die Untersuchung der Bundesregie- 
rung war 1982 in vollem Gange während des 
„Verfahrens“ gegen Mumia, bei dem die 
Hauptzeugen der Anklage, einschließlich 
einer Prostituierten und eines Mannes, der 
wegen vorsätzlicher Brandstiftung auf Be- 
währung war, alle ganz klar vor, während und 
nach ihrer Zeugenaussage von der Anklage 
eingeschüchtert wurden und/oder eine Be- 
lohnung erhielten. 


Freiheit für Mumia jetzt! 


Die B. in Philly und das Büro des Bezirks- 
staatsanwalts haben konsequent geleugnet, 
der „Star“zeugin der Anklage Cynthia W hi- 
te irgendwelche Gefallen an geboten odersie 
dazu gezwungen zu haben, gegen Jamal aus- 
zusagen. Dies hat sich schon als Lüge er- 
wiesen. Pamela Jenkins berichtet, Cynthia 
White habe ihr gesagt, „daß sie wegen des 
Jamal-Falls durch einen Polizisten mit dem 
Tode bedroht worden ist“. Und die neue- 
sten Unterlagen der Verteidigung enthüllen 
in atemberaubender Weise: ‚White erhielt 
eindeutig noch im Jahre 1987 bevorzugte 
Behandlung, als ein Detektiv der Mord- 
kommission vor Gericht erschien und den 
Richter bat, White wegen ihrer Rolle im Fall 
von Jamal aus dem Gefängnis zu entlassen“. 
Als ein Richter ihr während einer Anklage- 
erhebung im Juni 1987 wegen Raubes, Kör- 
perverletzungund Verstoßes gegen das Waf- 
fengesetz eine Kaution auferlegen wollte - 
weil sie 17mal nicht vor Gericht erschienen 
war —, berichtete einer der Detektive, der 
mit dem Fall Jamals zu tun gehabt hatte, 
dem Richter über Whites Rolle als „Zeugin 
des Bundesstaats in einem Fall mit sehr ho- 
hem Profil“. White durfte nach einer Un- 
terschrift gehen, flüchtete trotz gestellter 
Kaution und wurde seither nie wieder in 
Philadelphia verhaftet. 

Diese neue Information kommt zu dem 
Berg von Beweisen hinzu, die Mumias Un- 
schuld beweisen und die abgekartete verlo- 
gene Anklage gegen ihn bloßstellen ... 

All dies und viel mehr wird dokumentiert in der 
Broschüre der Partisan Defense Committees 
(Schwesterorganisation des KfsV): The Frame Up 
of Mumia Abu-Jamal (Die abgekartete falsche An- 
klage gegen Mumia Abu-Jamal, Juli 1995). (...) 
Erklärung des Komitees für soziale Verteidigung 
(KfsV), 8. April, leicht gekürzt 


Eine Sendung von 


Radio Klassenkampf, 
fsk Hamburg, 25.3. 


Wir kommen jetzt zum Thema 
der Botschaftsbesetzung in Li- 
ma. 

Am 17.12. wurde die japani- 
sche Botschaft von einem Kom- 
mando der Tupac Amaru besetzt. 
600 Geiseln wurden genommen, 
seitdem wurden viele Geiseln 
freigelassen, es befinden sich 
jetzt noch 72 Geiseln in der Ge- 
walt der MRTA. 

Wir haben jetzt Norma hier im 
Studio von der Auslandsvertre- 
tung der MRTA und Frauke, die 


übersetzten wird; es ist auch 


Kranke Gefangene 


An die internationale Solidaritätsbewe- 
gung, an die Gruppen, die zu den Men- 
schenrechten, der Würde und dem Leben 
arbeiten 

Wir haben einen Bericht über die kranken 
Gefangenen in den verschiedenen Hochsi- 
cherheitsgefängnissen Perus erhalten. Wir 
fordern die Verantwortlichen in den ver- 
schiedenen Ländern auf, darauf hinzuwir- 
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ken, daß die Gefangenen in ein Hospital 
zur Behandlung ihrer Krankheiten einge- 
wiesen werden. 

Schreiben Sie an folgende Adresse: 
Hochsicherheitsgefängnis Santa Monica, 
Chorillos, Lima, Peru 
Hochsicherheitsgefängnis Yanamayo,, Pu- 
no, Peru 
Hochsicherheitsgefängnis Chiclayo, 
Chiclayo, Peru 
Hochsicherheitsgefängnis Marinebasis 
Callao, Lima, Peru 


Marinestützpunkt Callao 
Marinestützpunkt Callao, 
Marinestützpunkt Callao, 


noch Wolfgang im Studio, der 


n ir freuen uns sehr a“ 
er Solidarität“ 


fragen, wie der Stand der Aus- 
einandersetzung und die Forde- 
rungen der Botschaftsbesetzer 
sind, und vor allem auch unter 
dem Blickwinkel, daß es heute 
abend eine Information gegehen 
hat, von einem peruanischen 
Rundfunksender ausgestrahlt, 
mit Bezug auf Informationen 
von japanischen Diplomaten, 
daß 8 Geiseln und mit Sicher- 
heitsgarantie die Botschaftsbe- 
setzer nach Cuba ausgeflogen 
werden sollen. Darüber hinaus 
soll die Regierung angehoten ha- 
ben, daß ein Teil der MRTA-Ge- 


fangenen freigelassen werden. 


Hochsicherheitsgefängnis Castro, Canto 
Grande, Lima, Peru 
Hochsicherheitsgefängnis Cajamarca, Pe- 
ru 

Hochsicherheitsgefängnis Cachiche, Ica, 
Peru 


Es gibt andere Hochsicherheitsgefän gnis- 
se in Arequipa, Huancayo, 'Irujillo und 
Cuzco. Wir haben keine Informationen 
über die gesundheitliche Situation dort. 


Schlüsselbeinbruch, Sehprobleme, Unterernährung 
Gebärmutterprobleme, Rheuma, Unterernährung 
generelle körperliche Probleme, Unterernährung 


Caramarja 
Santa Monica 
Yanamayo 
Canto Grande 
Yanamayo 
Yanamayo 
Canto Grande 
Yanamayo 
Canto Grande 
Yanamayo 
Yanamayo 
Santa Monica 
Santa Monica 


Tuberkulose, Unterernährung 
Geschwüre, mentale Probleme 
Geschwüre 

Geschwüre, Bronchitis 

Gefahr des Sehkraftverlustes 
Geschwüre 

Tuberkulose, Unterernährung 
Sehnenentzündung, Bronchitis 
Star und Prostataprobleme 
chronische Bronchitis 
Fußverletzung 

Gebärmutter- und Nierenprobleme 
Schlüsselbeinbruch, Magenprobleme 


Yanamayo vielfältige Iraumata 

Yanamayo Tuberkulose, Unterernährung 
Santa Monica Niereninfektion, Blasenprobleme 
Cajamarca Asthma 

Cajamarca chronische Bronchitis 

Cajamarca mentale Störungen 

Yanamayo Sehprobleme 

Yanamayo Magenprobleme 


Santa Monica 
Santa Monica 
Santa Monica 


schlecht verheilte Blinddarmentzündung 


Tuberkulose, Unterernährung 
mentale Probleme 


Chiclayo Sehprobleme 

Caajamarca Gebärmutterkrebs ohne Behandlung 
Canto Magenkrebs 

Canto Grande angeborene Herzprobleme 


Es fehlen verschiedene Fälle von tuberkulosekranken Gefangenen im Hochsicherheitsgefängnis Ica, deren Namen wir nicht ermitteln 
konnten. Die Mehrheit leidet unter den Krankheiten infolge der Folter, schlechter sesundheitlicher Bedingungen und mangelnder 
Ernährung. In einigen Fällen hat sich die Situation noch verschlechtert. 


Terror, Folter, 


Mord 


Die peruanische Regierung hat in den letz- 
ten Wochen die Repression brutal ver- 
schärft. Sie übt zum einen willkürlichen 
Terror zur Einschüchterung der Armen 
aus; zum anderen geht sie gegen Opposi- 
tionelle und Kritiker ihrer die militärische 
„Lösung“ betreibende Strategie gegenüber 
der Botschaftsbesetzung vor; drittens 
schließlich versucht sie gewaltsam, allein 
schon die Information über die Bot- 
schaftsbesetzung und ihre eigene Rolle in 
dem Konflikt zu unterdrücken. 
amnesty international berichtete in den 
| letzten lagen darüber, daß zwischen dem 
24. Februar und dem 11. März mindestens 
35 Kleinbauern in der Provinz Chancha- 
mayo von der Armee verhaftet worden sind, 
ebenso acht Jugendliche zwischen 14 und 
17 Jahren und sechs Wehrdienstleistende. 
Das Verteidigungsministerium ließ verlau- 
ten, die Armee habe cine in der Gegend des 
Flusses Peren& operierende MRIA-Finheit 
aufgelöst. Die sechs Wehrdienstleistenden 
seien unter dem Verdacht festgenommen 
worden, von der MRTA in die Armee ein- 
seschleust worden zu sein. Die peruanische 
Menschenrechtsorganisation APRODEH 
fand jedoch heraus, daß die Kleinbauern 
aus ihren Häusern oder von der Straße weg 
verhaftet wurden. laut Angaben von 


Was ist Eure Einschätzung zum bisherigen 
Verhandlungsstand, und haltet Ihr das Fr ei- 
ne wahrscheinliche Möglichkeit oder nicht? 

Norma: Erstmal rede ich jetzt darüber, was 
nach der Unterbrechung der Verhandlun- 
gen zwischen der MRTA und der Regierung 
passierte. Und das war, nachdem das Kom- 
mando innerhalb der Botschaft erkannte, 
daß die Regierung einen lunnel bauen läßt, 
um so in die Botschaft eindringen zu kön- 
nen. Und daß überhaupt erst wieder Ver- 
handlungen aufgenommen werden kön- 
nen, wenn klare y orstellungen von der Re- 

gierung da sind, die eine Lösung bringen 
könnten. Und ein 'Ieil der Lösung müßte 
sein, daß die Regierung die politischen Ge- 
fangenen freiläßt, die sich in einem sehr 
schwierigen Gesundheitszustand befinden 

Daß diese Gefangenen dann auch in ande- 
re Länder ausgeflogen werden können, wo 
sie medizinische Behandlung erhalten, daß 
man dann über andere Punkte reden könn- 
te. 


Wie ist denn überhaupt die Situation? 

Norma: Es ist eigentlich sehr ruhig in der 
Botschaft. Die Genossen haben die Situati- 
on im Griff. Die Leute, die sich in der Bot- 
schaft befinden, erhalten ein sehr gutes Es- 
sen, das durch das Rote Kreuz geliefert wird. 
Sie werden mit sehr viel Respekt behandelt, 
unter Bedingungen, die ihre Menschen- 
rechte respektieren. Sie haben zum einen ei- 
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APRODEH folterten die Militärangehöri- 
gen die Gefangenen mit elektrischen 
Stromstößen in einem Wasserbehälter. 
Durch diese Folterungen wurden die Ge- 
fangenen gezwungen, Geständnisse abzu- 
legen und andere zu beschuldigen. 14 der 
Kleinbauern und die sechs Wehrdienstlei- 
stenden wurden in den Gewahrsam der An- 
titerror-Polizei nach Lima überführt; ein 
Militärstaatsanwalt beschuldigte sie des 
„Landesverrats“, damit fallen sie unter die 
Gerichtsbarkeit von Militärgerichten. 

20 Kleinbauern wurden inzwischen wie- 
der freigelassen, auch die Jugendlichen, 
doch mindestens 15 befinden sich noch in 
der Gewalt der Antiterror-Polizei in Lima 
bzw. La Merced, ebenso die Wehrdienst- 
leistenden. 

Ein Journalist, der über die Botschafts- 
besetzung berichtete, erhielt nach Anga- 
ben von ai Morddrohungen. Man habe ihm 
gedroht, daß seine „lage gezählt wären“. 
Der Journalist arbeitete seit einigen Jahren 
in Peru hat über einen Kurzwellensender 
mehrere Interviews mit dem MRTA-Kom- 
mando in der japanischen Botschaft ge- 
führt. In einem dieser Gespräche hatte Ne- 
stor Cerpa Cartolini den Bau eines Tunnels 
aufgedeckt, mit dem die Regierung die Er- 
stürmung der Botschaft vorbereitete. 

Auf den Wagen eines Kongreßabgeord- 
neten der Vereinigten linken wurden, wie- 
derum nach Informationen von ai, Schüs- 
se abgegeben, und Bewaffnete brachten die 


ne gute medizinische Versorgung, eine 
geistliche Versorgung durch die Kirche, es 
werden notwendige Informationen nach 
draußen gebracht. Wenn man dagegen 
sieht, wie die Situation der politischen Ge- 
fangenen in den Gefängnissen ist, dort be- 
kommen sie nur einmal am lag zu essen, 
das ist sehr oft minderwertig. Sie erhalten 
täglich nur 2 Liter Wasser, das ist zum Irin- 
ken, zum Waschen. Sonst hatten sie einmal 
im Monat 30 Minuten Besuch, das ist seit 
der Botschaftsbesetzung nicht mehr der 


Insassen, unter denen sich der Abgeordne- 
te nicht befand, zeitweilig in ihre Gewalt. 
Der Abgeordnete hatte zu den Geiseln aus 
derjapanischen Botschaft gehört, war dann 
aber freigelassen worden und hat sich öf- 
fentlich für Friedensverhandlungen mit 
der MRTA eingesetzt. Außerdem enthüll- 
te er, daß der Geheimdienst eine Frau aus 
den eigenen Reihen in einem Militärge- 
fängnis isolierte und gefangenhielt, die er 
offensichtlich auch gefoltert hatte. Darü- 
ber berichtete das „Neue Deutschland“ am 
15.4. ausführlicher. Auf Druck der Opposi- 
tion konnte die Frau im Krankenhaus be- 
sucht werden. Sie war von Brandmalen ge- 
kennzeichnet und bekräftigte, zwischen 
dem 17.1. und 21.2. von vier ihrer Arbeits- 
kollegen gefoltert worden zu sein. Der An- 
laß: Sie habe Pläne über Vorhaben zur Ein- 
schüchterung der Opposition und Medien 
verraten; Ziel dieser Pläne war es, die Kri- 
tik an der offiziellen Verhandlungsstrategie 
segenüber der MRIA und an Fujimoris 
Wirtschaftspolitik zum Schweigen zu brin- 
gen. - Eine andere Geheimdienstagentin 
wurde zerstückelt in einem Vorort von Li- 
ma gefunden, wo sie am 22. oder 23. März 
ermordet worden ist, angeblich ebenfalls 
wegen Weitergabe vertraulicher Informa- 
tionen an die Presse. Auch hier wird dem 
ND zufolge vermutet, dab der Geheim- | 
dienst tätig war. Der Geheimdienstkoordi- 
nator ist übrigens Fujimoris engster Ver- 
trauter.. (Red. nach Berichten von ai und ND) 


Fall. Sie haben weder Kontakt zur Kirche 
noch zum Roten Kreuz und bekommen 
keinerlei Informationen. Da könnte schon 
die Absicht dahinterstecken, die politischen 
Gefangenen so unter Druck zu setzen, dab 
sie selber wieder Forderungen stellen an das 
Kommando, oder daß die Familienan- 
gehörigen Druck ausüben auf das Kom- 
mando in der Botschaft, aber das ist nicht 
passiert. 


Die Aktion abzubrechen? 


Ja, sie aufzufordern, die Aktion abzubre- 
chen. 


is sind ja eine ganze Reihe von Geiseln frei- 
gelassen worden, wie ist das, gibt es noch 
kranke Geiseln in der Botschaft, es gibt ja im- 
mer wieder Gerüchte? 

Es wurden alle Geiseln, die krank waren, aus 
der Botschaft entlassen, darunter auch die 
beiden letzten, hohe Offiziere der Polizei, 
wobei bekannt ist, daß sie führend beteiligt 
waren an der Folterung von MRTA-Genos- 
sen. 


Wie hat sich die Botschaftsbesetzung auf die 
Situation draußen ausgewirkt? Werden von 
den Leuten in den Städten, auf dem Land, 
eigene Forderungen gestellt, die neoliberale 
Politik zu Anden? 

Norma: Nach der Botschaftsbesetzung hat 
es eine Stärkung der Moral und politischen 

Kraft der armen Leute segeben. Es gab po- 
litische Aktionen von den Teilen der Bevöl- 
kerung, die am meisten zu leiden haben un- 
ter der neoliberalen Politik. Fs gab sehr vie- 
le Aktionen von den Straßenhändlern. Dort 
gibt es eine Politik seitens der Stadtregie- 
rung, die Innenstadt sauber zu halten, das 
heißt sauber von Straßenhändlern, ohne 
den Straßenverkäufern aber andere Ver- 

dienstmöglichkeiten zu offerieren. Dann 
gibt es weitere Sektoren, die Lehrer z.B. oder 
die städtischen Reinigungskräfte, es gibt 
auch sehr viel Unruhe unter den Leuten, die 
bisher die städtischen Armenprojekte mit- 
getragen haben, z.B. ein Glas Milch - die 
Botsc 'haftsbesetzung h at mit dazu beigetra- 
gen, daß sich die verschiedenen Sektoren 
zusammentaten; so gab es in der letzten 
Woche Demonstrationen von annähernd 

10.000 Menschen, und das ist seit der Re- 
gierungsübernahme von Fujimori das erste 
Mal gewesen. Das war eine Demonstration 
gegen die neoliberale Politik. 

Wolfgang: Man muß sich die Situation in 
Peru vergegenwärtigen. In Lima herrscht 
Ausnahmezustand. Und was auch wichtig 
ist: Menschen, die sich für die MRIA ein- 
setzen und das öffentlich bekunden, kön- 
nen für 5 bis 20 Jahre in den Knast kommen. 
Das sind wichtige Momente. Oder: Es gibt 
allein 62 Journalisten, die aufgrund der Aus- 
übung ihrer Meinungsfreiheit im Knast sit- 
zen. 


Wie sieht die Situation konkret der Bevölke- 
rung in den Elendsvierteln aus? 

Norma: Die Situation der Landbevölkerung 
wird immer schlechter, auch deshalb, weil 
ihre Produkte nicht mehr gekauft werden, 
es gibt viele Billigprodukte aus Taiwan und 
auch aus Europa, die dort verkauft werden. 
Die Regierung sagt z.B., daß der Transport 
von Reis - in Peru wird ja Reis angebaut - aus 
den Anbaugebieten nach Lima teurer ist, als 
Reis aus anderen Ländern, z.B. Taiwan, zu 
importieren. Weil die Bevölkerung immer 
ärmer wird und sich teilweise nur noch von 
Reis ernährt, nehmen auch die Krankheiten 
zu, und eine Krankheit, die wirklich gras- 


siert, ist Tuberkulose. Die Situation der Be- 
völkerung in den Armenviertel von Lima 
war schon immer schlecht und wird immer 
schlechter: Viele Leute hatten keine Arbeit, 
und jetzt sind das noch mehr und darauf an- 
gewiesen sind und waren, wenigstens als 
Straßenhändler ihr Geld zu verdienen, weil 
es keine Unterstützung gibt. Die Situation 
ist in vielen Familien so, daß die Frauen al- 
leine, als Mutter, die Familie unterstützt 
und teilweise so arm ist, daß sie das wenige 
an Nahrungsmitteln, was sie haben, den 
Kindern geben, oft vier bis acht Kindern in 
einer Familien - und wenn dann die Mutter 
stirbt, (stehen die Kinder alleine da.) Die 
Mittelklasse ist im Begriff zu verschwinden, 
und was vor 15 Jahren noch Mittelklasse war, 
würde man heute als arme Leute bezeich- 
nen. Es gab im italienischen Fernsehen ein 
Interview, wo ein Mann, der für die Tele- 
fongesellschaft gearbeitet hat, interviewt 
wurde, (der sagte,) daß es eigentlich nie ei- 
ne schlechtere Regierung in Peru gegeben 
habe als die jetzige, weil er vorher die Si- 
tuation hatte, daß sie täglich etwas zu essen 
hatten und die Kinder auf eine Privatschu- 
le geschickt werden konnten, während sie 
heuteihre Kinder nurnoch aufeine normale 
Schule schicken können und nicht mehr ge- 
nug zu essen haben. Fr sei zwar nicht un- 
bedingt auf der Seite der MRTA, finde aber 
die Botschaftsbesetzung sehr, sehr gut, und 
er hätte das genauso gut machen können 
oder andere Leute hätten das machen kön- 
nen. 


Wie sieht es für Euch aus in nächster Zeit? 
Welche Solidaritätsaktionen sind hier in Eu- 
ropa geplant? Was erwartet Ihr an Aktionen, 
die man machen kann? 

Norma:Wir treuen uns sehr über die Soli- 
darität, die es hier in Europa und auch in 
Lateinamerika gegeben hat. Es gab sehr viel 
Unterstützung, es wurde sich eingesetzt für 
die Befreiung der politischen Gefangenen. 
Jetzt gibt es eine Solidaritätskampagne von 
Leuten aus Göttingen, eine Kartenkampa- 
gne für die Freilassung der politischen Ge- 
fangenen, diese Postkarten sind zusätzlich 
auch in Buchläden erhältlich (siehe auch 
Angehörigen Info 192 - Red.). Die Leute, die 
diese Kampagne gerne unterstützen möch- 
ten, können die Postkarten dort erhalten 
und bei der Roten Hilfe. Es gibt auch eine 
Kampagne von el rojito, politische Gefan- 
senen, die krank sind, hier aufzunehmen 
und zu versorgen. Es gibt verschiedenen Ak- 
tivitäten der Information, wie jetzt hier im 
Radio. 

Wolfgang: Die Postkartenaktion ist nicht 
nur eine Postkartenaktion. Es gibt zur Zeit 
eine Kontaktsperre, und die MRTA be- 
fürchtet, daß die Gefangenen ermordet wer- 
den, es gab schon einmal ein Massaker 1985 
und 1986. Die Kontaktsperre ist ja auch für 
die deutschen ZuhörerInnen nicht unbe- 
kannt, es sind hier 1977 unter der Kon- 
taktsperre vier Gefangene zu Tode gekom- 
men. 
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_ Grußadresse der 


Tamilischen 
_ Befreungsfront 
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Liebe Cenossinnen undG senossen, die ta- 
milische Befreiungsbewegung. ‚schickt 
Fuch ganz herzliche Grüße zu Eurem 
Neujahrsfest. Ä 
Das Newrozfest ist unteilbar mit dem 
nationalen Befreiungskampf des kurdi- 
schen Volkes verbunden. Genauso klar ist, 
daß der Angriff auf das kurdische Volk, der 
auf den kulturellen und physischen Ge- 
nozid zielt, nur durch eine kraftvolle Be- 
fetungsbewegüng. a alten. werden 
kann. 

Das tamilische Volk hat genauso wie ie das | 
kurdische Volk eine reic ‘he Kultur und ei- 
ne lange Geschichte. Wir sind sicher, daß 
der Befreiungskampf langsam die Teile 


unserer Kulturen wiec derherstellen wird, Ä 


die gegen Unterdrückung sind. Wie in 
Kurdistan sind die tamilischen Massen 
arm, und ihre soziale Befreiung ist inte- 
graler Bestandteil unseres nationalen Be- 
freiungskampfes. Wir haben den Kampf 
gegen die Unterdrückung der Frauen zu 
einem unserer: wichtigsten Ziele ge- 
macht, und das hat im Gegenzug unse- 
ren Befreiungskampf vertieft und ver- 
stärkt. Wir glauben, daß Eure Erfahrun- 
gen ähnlich sind. 

Die mächtigen Massenmedien in den 
reichen Industrieländern übernehmen: 
die Propaganda unserer Unterdrücker. 
Das Militär der Türkei und von Sri Lan- 
ka, das Dörfer zerstört, Frauen vergewal- 


‚tigt und unser Volk mit unv orstellbar bru- 


talen Methoden unterdrückt, wird Si- 
cherheitskräfte genannt, während die 


Kämpfer der PKK und der ETTE als Ter- 


roristen bezeichnet werden. 

Obwohl die mächtigsten Länder der 
Welt vorgeben, die Menschenrechte zu 
schützen, leisten sie finanzielle und mi- 
litärische Unterstützung.an Länder wie 
die Türkei und Sri Lanka im Austausch 
dafür, daß diese Regimes ökonomische 


| Bedii gungen schaffen, die den Interessen 
des Kapitals dienen. 


` Aber unter den 'Tamilen und Kurden 
hat sich eine Gruppe von Menschen er- 


hoben und kämpft für ihre Rechte. Wel- 


‚che Macht der Welt kann ein Bewußtsein 
| zerstören, das bereit ist, sein Leben zu ge- 
‚ben, so daß ihre Brüder und Schwestern. 


die nationale und soziale Befreiung eri 
langen können? 


Lang lebe Kurdistan! . . 


Lang lebe Tamil Eelam! 


R: Şivaneswaran 


; Vertreter d der LIT E in n Deutschl and 


Petra Elser aus dem Kollektiv der baskischen politischen Gefangenen schreibt 


Zwei Wochen Euskadi 


Am Freitag, den 7. Februar 1997, wird der 
baskische politische Gefangene Jose M. 
Aranzamendi - Katxue - um 19.00 Uhr 
abends tot, erhängt am Lüftungsschacht, in 
seiner Zelle im Knast von Alcalä-Meco ge- 
funden. Am nächsten "lag verbreitet das spa- 
nische Innenministerium die Version 
„Selbstmord“. Den ganzen Tag finden in 
seinem Heimatort Elorrio und in ganz Eus- 
kadi Versammlungen, Kundgebungen und 
Demonstrationen statt. Die baskische Poli- 
zei Ertzaintza löst einige dieser Versamm- 
lungen gewaltsam auf. In Hernani wird ei- 
ner Kundgebung von 600 Leuten auf dem 
örtlichen Platz der Heimweg abgeschnitten 
und diese brutal zusammengeschlagen. 

Nachts werden an vielen Orten Sabota- 
geaktionen aus Protest gegen den Tod des 
Gefangenen verübt. Bankfilialen, staatliche 
Institutionen, Sitze der rechten Nationali- 
sten PNV sind die hauptsächlichen Ziel; 
Straßenbarrikaden werden errichtet und der 
Verkehr unterbrochen. Es kommt zu dut- 
zenden von Festnahmen, 20 alleine wegen 
„Plakateklebens“. 

Am 9. Februar meldet Egin, daß Katxue 
an Händen und Füßen gefesselt und mit 
verbundenen Augen gefunden wurde. Das 
Innenministerium muß das bestätigen - ein 
anderer baskischer politischer Gefangener 
hatte ihn kurz nach seinem Tod gesehen, 
und auch Knastbeamte bestätigen die Tat- 
sache. Der Vertrauensärztin der Familie 
wird die Teilnahme an der Autopsie verwei- 
gert. 

Der tote Gefangene 
wird in seinen Heimat- 
ort Elorrio überführt 
und erhält dort eine be- 
wegende Ehrung, an der 
mehrere tausend Men- 
schen teilnehmen. In 
der Nacht finden weite- 
re  Sabotageaktionen, 
u.a. gegen Sitze der bas- 
kischen Sozialdemokra- 
ten PSE und öffentliche 

“nrichtungen wie Ar- 
beitsämter und Bahnhö- 
fe statt. Es kommt zu 
Auseinandersetzungen 
mit der Ertzaintza und 
erneut zu vielen, oft bru- 
talen Festnahmen. 

10. Februar: ein Tag, an 
dem die Zuspitzung der 
Ereignisse die ganze 
Tragweite des Konfliktes 


Um 7.15 Uhr explodiert in Granada, bei 
einer KIA zugeschriebenen Aktion, eine 
Autobombe beim Vorbeifahren eines Klein- 
buses der spanischen Armee. Fin ziviler Ar- 
meeangestellter wird getötet und weitere 8 
Personen verletzt. 

Um 13.00 Uhr wird das Vorstandsmitglied 
von Herri Batasuna Eugenio Aranburu tot 
im Bauernhaus seines Bruders gefunden, 
Offensichtlich hat er seinem Leben ein En- 
de gesetzt, wenige Stunden vor einer Vorla- 
dung vor den Richter, die seine Verhaftung 
zu Folge gehabt hätte, wie bereits bei 6 an- 
deren Vorstandsmitgliedern in den vergan- 
genen lagen. Vorladungen wegen eines Vi- 
deos, in dem ETA ein politisches Programm, 
genannt „Demokratische Alternative“, vor- 
stellt, der einzige zur Zeit existierende Vor- 
schlag einer Verhandlungslösung in Euska- 
di. 

14.15 Uhr desselben Tages - in Madrid 
wird bei einer ebenfalls ETA zugeschriebe- 
nen Aktion ein Richter des obersten spani- 
schen Gerichtshofes erschossen. 

Und es gibt noch einen weiteren Toten an 
diesem Tag: Der Totalverweigerer Unai Sa- 
lanueva stirbt, nachdem er aus dem Fenster 
der Wohnung seiner Eltern im 3. Stock ge- 
sprungen war. Vor einer Woche war er we- 
gen seiner Verweigerung des Militär- und Zi- 
vildienstes (weswegen 100 Jugendliche im 
Knast sind) verhaftet worden, und dies war 
sein erster lag im „offenen Vollzug“. Um 
22.00 Uhr hätte er zurück in den Knast ge- 


mußt. FreundInnen von ihm erzählen: „Er 
war still und zurückgezogen, aber hatte sei- 
ne 'lotalverweigerung immer sehr klar. Viel- 
leicht hater sich in dem Moment dem Knast 
einfach nicht gewachsen gefühlt.“ 

Das zweite an diesem Tag vorgeladene 
HB-Mitglied wird verhaftet. Fin weiterer 
kann einen Aufschub erreichen, da er noch 
von einem Polizeieinsatz bei einer Demon- 
stration zwei lage vorher verletzt ist. 

Dienstag, 11. Februar: Fuskadi nimmt 
Abschied von Eugenio Aranburo „Ixo“, 
dem LAB-Gewerkschafter, ‚Energiebündel’ 
und ‚Motor im Betrieb’, wie ihn seine Kol- 
legen nennen. Seine Frau erzählt, „er war 
sehr betroffen vom Tod seines Freundes 
‚Katxue’, und seine Verhaftung stand bevor. 
Es gab aber nichts, was auf einen solchen 
Schritt hingedeutet hätte. Aber wir sind al- 
le nur Menschen.“ 

Die Familie von „Katxue“ drückt in einer 
Pressekonferenz gemeinsam mit der Ärztin 
ihres Vertrauens und einer Anwältin ihre 
Zweifel an dessen „Selbstmord“ aus. „Es 
gibt zu viele ungeklärte Punkte, z.B. den, ob 
es praktisch überhaupt möglich ist, alleine 
die Höhe des Lüftungsschachts zu errei- 
chen und sich dann noch an Händen und 
Füßen zu fesseln“. VertreterInnen der Fa- 
milie konnten bis zu diesem Zeitpunkt we- 
der die Zelle sehen, noch waren sie zur Au- 
topsie zugelassen. 

Am Mittag wird bei einem Karnevalsum- 
zug ein baskischer Unternehmer erschos- 
sen. Ihm wurde seit län- 
gerer Zeit von ETA vor- 
geworfen, während sei- 
ner Tätigkeit als Vermitt- 
ler bei einer Entführung 
von ETA 60 Millionen 
Peseten des gezahlten 
Lösegeldes in die eigene 
Tasche gesteckt zu ha- 
ben. 

Uberall ist in diesen 
Tagen die extreme Kon- 
frontation und Anspan- 
nung zu spüren - „ein Kli- 
ma, wie es es seit Anfang 
der §0er Jahre nicht mehr 
gab“. Es finden zahlrei- 
che Gedenkveranstal- 
tungen und Demonstra- 
tionen angesichts des To- 
des von „Katxue“, „Txo“ 
und Urai Salanueva statt, 
die teilweise von der Po- 
lizei brutal aufgelöst wer- 


der baskischen Gesell- Mit Großkundgebungen im spanischen und französischen Baskenland haben am letz- den. 


schaft und des spani- ten Märzwochenende mehrere zehntausend Menschen den „lag des baskischen Vater- 
schen Staates deutlich landes“ gefeiert. In Pamplona nahmen nach Angaben des Veranstalters Herri Batasuna 
30000 an einer Kundgebung teil. (junge Welt, 1.4.) 


machen... 
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Es kommt zu Sabota- 
geaktionen in einem sel- 
ten gekannten Ausmaß 


segen staatliche Einrichtungen, Banken, 
Fahrzeuge verschiedener öffentlicher und 
privater Unternehmen, Privatwagen baski- 
scher Polizisten und Politiker ... Außerdem 
gibt es Konfrontationen zwischen Demon- 
stranten, die gegen die Aktionen von ETA 
und für die Freilassung. der Enntführten, und 
denen, die für die Freilassung der Gefange- 
nen demonstrieren. Die Frtzaintza greift 
mit wachsender Brutalität in die Auseinan- 
dersetzung ein: Verkehrskontrollen, Abrie- 
gelung von Stadtteilen und Ortschaften, 
Verfolgung, Observation, Hubschraube- 
reinsätze, Drohungen ... Fs werden mas- 
senweise vor allem Jugendliche verhaftet 
und in Kommissariaten mit Schlägen und 
Tritten brutal mißhandelt. Oft lautet der 
Vorwurf nur ‚Verstoß gegen die öffentliche 
Ordnung“, und nach der Mißhandlung auf 
der Wache werden sie wieder freigelassen, 
ohne daß irgendeine Anklage erhoben wird. 
Andere werden oft erst nach mehreren 'la- 
sen dem Richter vorgeführt und mit teil- 
weise dubiosen Begr ündungen wie „befand 
sich in der Nähe von‘ ‘ eingesperrt. 

Freitag, 14. Februar: Weitere HB-Vor- 
standsmitglieder werden verhaftet, dabei 
kommt es teilweise zu Auseinandersetzun- 
sen mit der Polizei und zu Verletzten. Vier 
ebenfalls Vorgeladene befinden sich in Brüs- 
sel. Sie wollen sich - wie auch die anderen - 
nicht freiwillig dem Richter präsentieren, 
sondern statt dessen versuchen, die Hinter- 
sründe der Verhaftungen undden Inhaltdes 
in dem Video von ETA vorgestellten Pro- 
gramms „Demokratische Alternative“ in 
verschiedenen Ländern einer breiteren Öf- 
fentlichkeit bekannt zu machen. 

Die Familie von „Katxue“ verlangt neue 
Untersuchungen, nachdem bekannt wird, 
daß ein anonymer Anrufer bei Egin im Na- 
men einer Schließergewerkschaft 7 Tage vor 
seinen lod angekündigt hatte, „wenn ihr 
nicht sofort Ortega Lara freilaßt, wird es eu- 
ren Gefangenen genauso gehen, wie es de- 
nen in Deutschland ergangen ist ...“ (Orte- 
ga Lara ist ein von ETA entführter Gefäng- 
niswärte, und gemeint sind die 
„Selbst“morde von Gefangenen aus der 
RAF in Stammheim). 

Die Vertreter von PNV, EA und Izquierda 
Unida stimmen - aufgrund des Drucks ih- 
rer sozialen Basis - in der Menschenrechts- 
kommission des baskischen Parlaments für 
die Verlegung der baskischen politischen 
und sozialen Gefangenen nach Fuskadi 
bzw. in einen Umkreis von 300 km. PP und 
PSOE stimmen dagegen, sie sprechen der 
Kommission jegliche Legitimation ab, da 
die Knastpolitik vom Innenministerium 
festgelegt wird. Die Parlamentsgruppe von 
HB enthält sich der Stimme, da die Reso- 
lution nicht den Forderungen der Gefange- 
nen entspricht (Zusammenlegung in Fus- 
kadi und nicht im Umkreis von 300 km). 

Samstag, 15. Februar - bei einer Massen- 
demonstration von 'lausenden von Men- 
schen in Bilbao gegen die Verhaftungen der 
letzten Wochen schießt die Ertzaintza in 
die Menge. Ohne Vorwarnung springen die 


vermummten Beamten aus einem Poli- 
zeitransporter, der mitten in die Demon- 
stration gefahren war, und geben minde- 
stens 20 Schüsse ab. 2 Demonstranten wer- 
den mit Schußverletzungen ins Kranken- 
haus gebracht (eine davon im Rücken!), ein 
weiterer, nachdem ihn ein Polizeifahrzeug 
angefahren hat. Einer der Angeschossenen, 
ein 48jähriger Mann, berichtet: „Ich habe 
einen Schlag auf dem Oberschenkel ge- 
merktunddachte, er kime von einem Gum- 
migeschoß, ich konnte mir überhaupt nicht 
vorstellen, daß das ein Pistolenschuß sein 
könnte. Erst als meine Hose sich vom Blut 
rot färbte, wurde mir klar, was es war. Dabei 
hatte ich gerade auf diesen Massendemon- 
strationen immer ein Gefühl von Sicher- 
heit“. 

Als Reaktion darauf ruft die HB zu Kund- 
sebungen vor Büros der baskischen PNV auf 
mit der Frage: „Kontrolliert ihr noch eure 
Polizei?“ Einige "lage später wird der baski- 
sche Innenminister Atutxa (PNV) die 
Schüsse als „Notwehr“ rechtfertigen. 

In der vergangenen Woche wurde aus den 
Reihen der staatstragenden baskischen und 
spanischen Parteien der Ruf nach einer Zu- 
sammenkunft des Paktes von Ajuria Enea 
angesichts der Eskalation der Aktionen von 
ETA laut. Dieser auch als Anti-F’TA-Pakt be- 
kannte Zusammenschluß hatte sich schon 
seit Monaten wegen zu großer Diskrepan- 
zen - vor allem in der Frage der Gefangenen 
- nicht mehr zusammengesetzt. 

18. Februar: Juan Lorenzo Lasa Mitxelena 
- baskischer politischer Gefangener - bean- 
tragt im Namen des Gefangenen kollektivs 
ein Zusammentreffen mit der Menschen- 
rechtskommission des baskischen Parla- 
ments, um diese über die Situation in den 
Knästen zu informieren und um zu erfah- 
ren, welche konkreten Schritte zur Verle- 
sung der Gefangenen unternommen wer- 
den. Der Antrag wird am nächsten lag ge- 
sen den scharfen Protest von PP und PSOE, 
angenommen, die darin ein „Reinfallen auf 
die Strategie von ETA“ sehen. 

Weitere sechs Vorstandsmitglieder von 
HB werden verhaftet. Fine neue Gruppe 
baskischer politischer Gefangener in spani- 
schen und französischen Knästen und meh- 
rere UnterstützerInnen draußen treten in 
den unbefristeten Hungerstreik für die Ver- 
legung der Gefangenen nach Euskadi und 
weitere Forderungen. Die seit Januar 1996 
innerhalb dieser Kampagne stattfindenden 
Mobilisierung von Verwandten und ande- 
ren Gruppen zur Unterstützung der Gefan- 
genen waren auch in dieser Woche unun- 
terbrochen weitergegangen. 

20. Februar — 2 weitere HB-Vorstandsmit- 
glieder werden verhaftet. Die Sabotageak- 
tionen gehen weiter. Fin LKW ‚der eine 
rechte "Tageszeitung transportiert, wird an- 
gesteckt, nachdem der Fahrer zum Ausstei- 
gen gezwungen wurde. Mehrere Banktfilia- 
len werden zerstört. Ein anonymer Anrufer 
bezeichnet die Aktionen als Antwort auf die 
polizeiliche Repression und schließt mit 
dem Satz: „Kale borroka herri borroka da“ - 


der Kampf auf der Straße ist der Kampf des 
Volkes. Studenten besetzen eine Straße mit 
der Forderung: „Demokratie für Euskal Her- 
ria“. 

21. Februar — der Pakt von Ajuria Enea 
tagt. Im immer wiederkehrenden Ritual 
wird die Gewalt (von ETA!) verurteilt. Als 
einzige Neuerung wird beschlossen, die 
Diskrepanzen unter den beteiligten Partei- 
en künftig nicht mehr öffentlich auszutra- 
gen. 

In einem an die Presse durchgesickerten 
Dokument wird die Leitlinie der Regie- 
rungspartei PP bekannt: größtmögliche po- 
lizeiliche Zerschlagung von ETA, keine Ver- 
handlungen. 

Weiter Aussichten: Für den 7. März rufen 
mehrere Organisationen der abertzalen Lin- 
ken, darunter HB, zu einem Generalstreik 
gegen die Repression und die ökonomische 
Situation in Fuskadi auf.... 

Petra Elser, Anfang März 1997 (Fresnes, Frank- 
reich) 


Einige Ergänzungen zu: 
Zwei Wochen Euskadi... 


Der Versuch von Petra, mittels einer Chro- 
nologie etwas zur aktuellen politische Si- 
tuation in Euskadi zu vermitteln. Hierzu 
wollen wir noch einiges erläutern: 

Seit der Zerschlagung der Gefangenen- 
kollektive Mitte der 80er Jahre im spani- 
schen Staat sind die politischen Gefange- 
nen auf Knäste in ganz Spanien, inklusive 
der spanischen Einklaven in Marokko und 
auf den kanarischen Inseln verteilt. Im No- 
vember 1995 begannen die Angehörigen der 
Gefangenen von WTA und die Gefangenen- 
hillsorganisationen „Gestoras pro Amni- 
stia“ die Initiative für die Forderungen: 

— Zusammenlegung der politischen Getan- 
senen im Baskenland 

— Freilassung aller haftunfähigen Gefange- 
nen 

— Freilassung auf Bewährung aller Gefange- 
nen, die Dreiviertel ihrer Haftzeit abgeses- 
sen haben 

— Respektierung der elementaren Men- 
schenrechte: Recht auf physische und psy- 
chische Unversehrtheit, auf Information, 
auf freie Verteidigung, auf Lernmöglichkei- 
ten, auf ein Privatleben. 

Seit dem 16. Dezember 1995 wird von den 
UnterstützerInnen ein jeweils einwöchiger 
Solidaritätshungerstreik in einer Kirche in 
Donosti (San Sebastian) durchgeführt. 

Im Januar 1996 beginnen dann die ca. 550 
baskischen politischen Gefangenen in Spa- 
nien und Frankreich eine Hungerstreikket- 
te, in der jeweils 25 Gefangene einen befri- 
steten Hungerstreik über 25 Tage durch- 
führen. Im März 1996 unterbrechen sie die 
Hungerstreikkette, um sich anderen Pro- 
testformen zuzuwenden. Im September 
1996 beginnt die Kette dann wieder und 
dauert bis heute an. Im selben Monat fin- 
den Solidaritätshungerstreiks in sieben eu- 
ropäischen Ländern von 550 Angehörigen 
statt, u.a. in Berlin. 


Nach Hungerstreik 


Verlegung von 
Petra Elser aus der 
Isolation 


Da sich ihre Isolationshaftbedingungen 
nicht änderten, begann sie am 6. März ei- 
nen vorher angekündigten Hungerstreik, 
um die Veränderung ihrer Haftbedingun- 
gen zu erreichen, d.h. Hofgang und Kon- 
takt mit den anderen gefangenen Frauen, 
Verlegung aus dem 'Irakt, in dem sie ganz 
alleine war und die Aufhebung des Kon- 
taktverbotes zu Idoia Lopez Riaño aus dem 
Kollektiv der baskischen Gefangenen. 

Bereits nach einem lag wurde Petra aus 
der Isolation verlegt und brach daraufhin 
ihren Hungerstreik ab. Das Kontaktverbot 
mit Idoia besteht aber weiterhin. Inzwi- 
schen ist aber eine andere baskische poli- 
tische Gefangene (Edurne Sanchez del Ar- 
co) nach Fresnes verlegt worden. Mit ihr 

| kann Petra beim Hofgang zusammenkom- 
men. Ansonsten ist sie in einen „norma- 
len“ Trakt verlegt worden und nimmt am 
Hofgang, den Veranstaltungen, Sport etc. 
teil. 

Obwohl ihr Hungerstreik bereits nach 
einem Tag beendet war, möchten wir Aus- 
züge aus ihrer Hungerstreikerklärung ver- 
öffentlichen: 


„Seit dem 5. Dezember 1996 bin ich in Iso- 
lationshaft im Knast von Fresnes (Frank- 
reich/Region Paris). In diesem Knast befin- 
det sich noch eine weitere baskische politi- 
sche Gefangene - Idoia Lopez Riaño - und 
wegen eines angeblichen Kontaktverbotes 
zu ihr, von dem ich aber noch nie irgendei- 

| ne Begründung gehört habe, wurde diese 

| Maßnahme angeordnet. Meine Anwältln- 
nen und ich haben mehrfach von der zu- 
ständigen Richterin Le Vert die Aufhebung 
der Isolationshaft und des Kontaktverbotes 
zu Idoia gefordert, bis heute ist aber nichts 
passiert. 


Seit 3 Monaten bin ich jeden Tag 24Stun- 
den auf der Zelle und mein einziger direk- 
ter Kontakt zu anderen Personen besteht 
darin, daß mir 3mal täglich das Essen vor 
die Tür g sestellt wird. Dabei erscheinen, wie 
auch beim sonstigen Öffnen der Zellentür 
(Gang zum Duschen, zum Besuch...) im- 
mer mindesten 2 SchließerInnen. Auf dem 
Weg durch den Knast, z.B. zum Anwalts- 
termin, werden andere Gefangene, die mir 
unterwegs begegnen können, schnell in 
Zellen eingeschlossen. Kontakt zu anderen 
Gefangenen habe ich überhaupt nicht und 
kann auch an keinerlei Gemeinschaftsver- 
anstaltungen teilnehmen. 

Theoretisch hätte ich eine Stunde „Hof- 
sang“ in einem Einzelhof, 7 x 7 Meter groß, 


der original aussieht wie ein Käfig i im Zoo. 
Die ganze Zeit befindet sich eine Schließe- 
rin zur Überwachung direkt nebendran, da- 
nach findet eine komplette Durchsuchung, 
mit Ausziehen aller Kleider, statt. Aus die- 
sem Grund habe ich den Hofgang von An- 
fang an verweigert. 

Die einzige Möglichkeit, mit anderen zu 
sprechen, habe ich bei Besuchen - 2 x mo- 
natlich 1 Stunde, sonst eine 1/2 Stunde. Da 
aber Familie und FreundInnen sowohl aus 
Euskadi wie auch aus der BRD einen An- 
reiseweg von ca. 800 km haben, kann Be- 
such meistens nur alle 2 Wochen kommen. 
Unser Kind habe ich, seit ich hier bin, nur 
einmal 1 Stunde gesehen, sein Vater hat es 
noch überhaupt nicht gesehen, bedingt 
durch die Schwierigkeiten und die Kosten, 
die Reise und Aufenthalt bedeuten. 

Es ist auch gar nicht so einfach, nach 2 
Wochen, in denen Gespräche nur aus ein- 
zelnen Sätzen wie „ich hatte heute noch 
keine Finkaufliste“ bestehen, plötzlich wie- 
der eine halbe oder eine Stunde intensiv mit 
jemand zu reden. Oft noch unter großer 
emotionaler Anspannung und dem Gefühl, 
„in dieser halben Stunde muß jetzt alles ge- 
sagt werden“. Oft warich danach dermaßen 
geschafft, daß ich den ganzen Tag nichts 
mehr anderes anfangen konnte. 

Isolation bedes. mit allen Problemen, 
die sich aus dieser an sich schon brutalen 
Situation (plötzliche Trennung von mei- 
nem Freund Juan Luis, unserem Kind, Auf- 
lösung unserer Wohnung, große Belastung 
für Familie und Freundlnnen...) völlig al- 
leine zurechtkommen zu müssen. Es gibt 
niemand, dem du spontan was erzählen, 
mit dem du irgendwas teilen, den du um 
Rat oder seine Meinung fragen kannst. Klei- 
ne Probleme oder Fragen, in denen du nicht 
weißt, wie du dich entscheiden sollst, kön- 
nen zu einem riesigen Gebilde auswachsen 
und dir wie ein Karussell im Kopf herum- 
rasen, ohne daß es wie im Alltag draußen 
Möglichkeiten gibt, sich auf andere Ge- 
danken zu bringen. 

Isolation bedeutet auch körperliche Pro- 
bleme durch den Mangel an Bewegung, 
denn auch regelmäßiger Sportändert nichts 
daran, daß es keine natürlichen Anlässe für 
Bewegung (wie "Ireppensteigen, Einkaufen 
gehen usw.) gibt und du die meiste Zeit des 
Tages sitzend verbringst. Die Folge davon 
sind ein Gefühl des Steifwerdens, Rücken- 
schmerzen, Kreislaufbeschwerden, kalte 
Hände und Füße usw. 

Isolation ist auch ein permanentes Ge- 
fühl von Streß, von Aufregung, ohne daß es 
dafür einen konkreten Anlaß gibt, in dem 
es dir schwerfällt, dich zu konzentrieren, in 
dem der Kopf voll ist von Gedanken, die 
zwei Wochen brauchen, bis sie per Brief je- 
manden erreichen, in dem du manchmal 
nicht mehr weißt, ob bestimmte Dinge re- 
al sind oder nur in deiner Vorstellung exi- 
stieren, in dem du vieles vergißt, weil es kei- 


ne äußeren Findrücke gibt, die dich an ir- 
sendwas erinnern. 

Ich habe hier ein Fenster, das ich aufma- 
chen kann, und auch wenn ich auf ein 
Blechdach mit ein paar alten Putzlappen se- 
he, ist obendrüber noch ein Stück Himmel, 
und es läßt sich unterscheiden, ob Tag. oder 
Nacht, Winter oder Frühling ist. Mit 
Schrecken denke ich daran, daß vielen Ge- 
fangenen durch eine Sichtblende sogar das 
unmöglich ist. 

Die breite Solidarität, die Verbundenheit 
zu Familie, Freundinnen und GenossInnen 
und dem Kollektiv der baskischen politi- 
schen Gefangenen machen aus, daß ich 
mich trotz der räumlichen Trennung hier 
nicht alleine fühle und mich von der Situa- 
tion nicht unterkriegen lasse. Das ist aber 
nicht die Lösung des Problems. Isolation ist 
eine menschenverachtende Maßnahme, 
die - vor allem langfristig - darauf zielt, dei- 
ne Persönlichkeit und deine Gesundheit zu 
zerstören. Isolation nimmt dir das vielleicht 
Wertvollste und Schönste, was uns Men- 
schen ausmacht: die Möglichkeit der Be- 
ziehungen mit anderen. 

Isolation ist Folter und wird weltweit als 
solche von vielen Organisationen und In- 
stitutionen verurteilt. 

Im Gegensatz zu den extremen Sonder- 
haftbedingungen im spanischen Staat - ge- 
zielte Isolation einzelner, körperliche und 
psychische Mißhandlungen, willkürliche 
Verweigerung von Besuchen usw. - die mit 
dem angeblichen Selbstmord von José Ma- 
ri Aranzamendi im Knast von Alcalä-Meco 
im letzten Monat einen neuen traurigen 
Höhepunkt fanden, haben baskische poli- 
tische Gefangene in Frankreich in der Re- 
sel dieselben Bedingungen wie andere Ge- 
fangene auch (z.B. 4 Personen in Zellen von 
12 qm). 1995 wurde mit einem Hunger- 
streik die Zusage erreicht, daß keine/r sich 
alleine in einem Knast wiederfindet, aber 
seither wurden immer wieder baskische Ge- 
fangene einzeln in verschieden Knäste ver- 
legt. Hier in der Region Paris sind die mei- 
sten in Gruppen bis zu fünf in derselben Ab- 
teilung. Juan Luis z.B. ist mit 2 anderen bas- 
kischen Gefangenen im selben Knast, und 
sie begegnen sich beim Hofgangund bei an- 
deren Aktivitäten. Vom Kontakt zu politi- 
schen und sozialen Gefangenen abge- 
schnitten bin zur Zeit nur ich. 

Trotz dieser scheinbaren Normalität 
kommt es immer wieder zu Übergriffen, 
von denen ich nur zwei aus den letzten Mo- 
naten beschreiben möchte: 

- Ernest Arrambide, im Knast von Fleury- 
Merogis, wurde zu 15 Tagen Arrest, davon 
7 Tage mit Bewährung, verurteilt, da er sei- 
ne zehnte ! Durchsuchung an einem lag 
verweigert hatte. 

- Txistor Haxamboure wurde, nach seiner 
zweiten Operation unter Vollnarkose wegen 
eines Tumors im Kopf, direkt am nächsten 

Tag wieder in seine Zelle verlegt. Dort litt 


er unter Verdauungsproblemen und sehr 
starken Bauchschmerzen, aber erst nach 5 
lagen wurde ein Arzt gerufen. 

Der größte Verstoß des französischen 
Staates gegen seine eigenen Gesetze ist al- 
lerdings die Auslieferung baskischer politi- 
scher Gefangener nach Finde der Haftzeit 
direkt in die Hände der spanischen Guar- 
dia Civil, wo diese mehrere Tage gefoltert 
werden bis zur Vorführung vor den Rich- 
ter. 

Die systematische Inhaftierung hunder- 
te von Kilometern von Euskadi entfernt 
stellt eine weitere Verschärfung der Haft- 
bedingungen und eine große Belastung für 
Angehörige, Freundinnen und auch An- 
wältInnen dar, für die jeder Besuch mit vie- 
len Kosten und Aufwand verbunden ist. 

Seit Januar 1996 kämpfen die 560 baski- 
schen politischen Gefangenen in französi- 
schen und spanischen Knästen mit ab- 
wechselnden Hungerstreiks für 
- ihre Verlegung nach Euskadi „PRESOAK 
EUSKAL HERRIRA“ 

- Freilassung der Haftunfähigen und derer, 
die 23 ihrer Strafe hinter sich haben 

- angemessene medizinische Versorgung 
und freie Arztwahl 

- menschenwürdige Behandlung, Zugang 


zu Lernmöglichkeiten, Recht auf ein Pri- | 


vatleben 
und in französischen Kästen speziell für 


- die sofortige Einstellung der Auslieferung | 


an den spanischen Staat 

- das Recht nach Entlassung aus dem Knast 
ungehindert im französischen Baskenland 
(Iparralde) zu leben.“ 


Die Adressen von Petra und Juan Luis lau- 
ten: 

Petra Elser 

MAF 866762 

Allee des Thuyas 

F -94261 Fresnes-Cedex 


France 


Juan Luis Aguirre Lete, 

Maison d’Arret, 53616 

5 bis, Alexandre Turpault 

F - 78390 Bois d’ Arcy 

France 

(schreibt ihm in französisch, englisch oder 
spanisch) 


Zur Finanzierung ihres Knasteinkaufes 
und der juristischen Vertretung durch ei- 
nen Frankfurter Anwaltsind Spenden not- 
wendig. 


Christoph Brandt, Nassauische Sparkasse, 
Ktonr.:1465044051, Blz.: 510 500 15 


Kontaktadresse: Solidaritätsgruppe 
Zentrum 


Hinter der schönen Aussicht 11 
60311 Frankfurt/M. 


Am 17. Februar 1997 beginnen 8 Unter- 
stützerlnnen draußen einen unbefristeten 
Hungerstreik. Diese Kampagne, die jetzt 
schon über ein Jahr dauert, wird von vielen 
Demonstrationen und Aktionen auf der 
Straße begleitet. 

Häufig stehen sich auf den Plätzen und 
Straßen bei den Protesten die Angehörigen 
und Unterstützerlnnen der Gefangenen 
von EIA und die sogenannten Gruppen 
„für den Frieden - gegen die Gewalt“ ge- 
genüber. Diese demonstrieren gegen ETA 
und für die Entführten. Das sind aktuell der 
Gefängnisbeamte Ortega Lara und ein bas- 
kischer Unternehmer. 

Anfang 1996 stellen FIA-Mitglieder in ei- 
nen Video von Herri Batasuna (HB, links- 
nationalistisches Wahlbündnis) ein neues 
Angebot für eine politische Lösung bzw. 
Verhandlungen mit dem spanischen Staat 
vor: 


In Folge der Ausstrahlungdieses Videos geht 
die spanische Justiz gegen den 25köpfigen 
Vorstand von HB vor. Vorgeworfen wird al- 
len die „Zusammenarbeit mit einer be- 
walfneten Bande“. Der Parteisprecher Jon 
Idigoras wird verhaftet und erst Monate spä- 
ter (Juni 1996) gegen eine Kaution von 
60.000 DM freigelassen. Die anderen ange- 
klagten Herri-Batasuna-Mitglieder werden 
zum Februar 1997 vorgeladen. Dieser Vor- 
ladung folgen sie nicht und werden nach 
und nach verhaftet. 

Auf Grund der Umstände, unter denen 
der Gefangenen J. M. Aranzamendi - Kat- 
xue -am 7. Februar zu Tode kommt, gibt es 
erst Zweifel an der offiziellen Version der 
Gefängnisverwaltung und des Innenmini- 
steriums. Inzwischen geht die Bewegung 
aber davon aus, daß sich der Gefangene we- 
gen der Bedingungen im Knast das Leben 
genommen hat. 

Soweit zu dem Text von Petra. 


Veranstaltung mit baskischer Delegation in Karlsruhe 


Eın ehemaliger 
politischer Gefangener 
berichtet 


In den letzten Wochen haben die Genos- 
sin Blanco und der Genosse Teo von Herri 
Batasuna eine Rundreise durch die Bun- 
desrepublik durchgeführt. Wir dokumen- 
tieren leicht gekürzt den Beitrag von Teo, 
den er in Karlsruhe am 16. März gehalten 
hat. Leider waren wenig Leute auf der Ver- 
anstaltung. Erfreulich war, daß die Tanz- 
gruppe des kurdischen Vereins auftrat, kur- 
dische Freunde eine Solidaritätsadresse 
verlasen und sichrege an der Diskussion be- 
teiligten. 


Ich war als politischer Gefangener in 
Frankreich und Spanien inhaftiert und wur- 
de im letzten Jahr entlassen. Hier einige Fr- 
fahrungen aus meiner Haftzeit. Es ist ein 
kleiner Einblick in die Wirklichkeit der Ge- 
fangenen. Ich wurde mit drei anderen Ge- 
nossen zusammen 1990 verhaftet. Einer von 
ihnen war Bretone. An den Folgen der Re- 
pression der französischen Polizei und Ju- 
stiz starb er. Doch dazu später. Alle baski- 
schen politischen Gefangenen in französi- 
schen Gefängnissen werden ständig unter 
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Beobachtung gehalten, sie werden 
nochmals extra aufgeteilt. Sie werden von 
den anderen politischen Gefangenen iso- 
liert. 

Ich war beispielsweise sechs Monate in- 
haftiert, bis der erste Besuch meiner Mut- 
ter möglich war. (...) 

Die Sonderbehandlungals politischer Ge- 
fangener bedeutet, daß die Zelle jede Wo- 
che gewechselt werden muß. Das heißt 
dann, daß jede Woche eine verdreckte Zel- 
le neu geputzt werden muß. Man kann kei- 
ne kontinuierlichen politischen oder ande- 
re Studien machen, wenn man jede Woche 
verlegt wird. Dazu kommen die vielen an- 
deren Dinge, die einem dadurch das Leben 
schwer machen. 

1993 wurde ein Freund von mir, der mit 
mir zusammen in der Bretagne verhaftet 
worden war, gefoltert. Er starb 1993 in ei- 
nem französischen Gefängnis, weil er keine 
medizinische Behandlung erhalten hatte. 
Wir wußten nicht, was er hatte, keine Be- 
amten kümmerten sich um ihn. Er starb, 
weil er nicht behandelt wurde. Nicht einmal 
seiner Familie wurde mitgeteilt, daß er 
krank war. Während der letzten "lage seines 
Lebens erhielt er auf einmal medizinische 
Behandlung, wußte aber nicht, was mit ihm 
gemacht wurde. Am lag vor seinem 'lod 
wurde er in ein Krankenhaus nach Paris ver- 
legt. Der zuständige Richter ließ ihn frei. Ich 
glaube, daß er deshalb freigelassen wurde, 
damit niemand hinterher zur Verantwor- 
tung gezogen werden konnte. Der französi- 
sche Staat und seine Justiz übernahm spä- 
ter keine Verantwortung dafür. Nachdem er 
gestorben war, sagten sie, daß er an Aids er- 
krankt gewesen sei. So rechtfertigten die 
Behörden, daß er nicht behandelt worden 
war. 

Im gleichen Jahr fand gegen mich der Pro- 
zeß vor einem Pariser Gericht statt. Es fehl- 
ten zwei angeklagte Freunde. Sie waren in- 
zwischen in französischen Gefängnissen ge- 
storben. Ich wurde zu acht Jahren verurteilt. 
Ich erkenne die französische Justiz nicht an, 
sie kann uns baskische Gefangene nicht ver- 
urteilen. Nach dem Urteil wurde ich in ein 
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Hochsicherheitsgefängnis verlegt, wo ich 
bis April 1996 inhaftiert war. 

Zwei lage vor der Entlassung teilten mir 
die Behörden mit, daßich abgeschoben wer- 
de. Im Gerichtsverfahren war festgestellt 
worden, daß ich wegen der drohenden Fol- 
ter in Spanien nicht ausgeliefert werden 
darf. Der Richter sagte, ich werde nicht nach 
Spanien ausgeliefert. Ich sollte mir ein Land 
suchen, daß mich aufnimmt. Am lage mei- 
ner Entlassung wartete die französische An- 
titerrorpolizei im Gefängnis auf mich und 
gab mir ein Papier, das ich unterschreiben 
sollte. Das Papier war vom französischen In- 
nenministerium ausgestellt und verfügte 
meine Abschiebung nach Spanien. Ich un- 
terschrieb nicht. 

An der spanischen Grenze wartete schon 
die Guardia Civil auf mich. Sie nahm mich 
aufgrund des spanischen Antiterrorgesetzes 
fest. Das Antiterrorgesetz wird gegen die 
baskische Bewegung angewandt und dient 
zur Kollaboration mit der spanischen Re- 
sierung. Es wird gegen alle Basken ange- 
wandt. Die Guardia Civil brachte mich in 


Kurdische 
Grußadresse 


Wir begrüßen im Namen des kurdischen 
Volkes unsere baskischen Freunde. In unse- 
rem Kampf haben wir Parallelen. Auch wir 
führen seit 17 Jahren einen Kampf gegen die 
türkische Regierung für unsere kulturelle, 
seschichtliche und sprachlichen Unabhän- 
gigkeit. Das Euch anerkannte Recht, in Eu- 
rer Sprache zu sprechen und Eure Kultur 
auszuleben, wird leider 30 Millionen Kur- 
den verwehrt. Wir freuen uns über die im 
Kampf errungenen Rechte für Euch. Wir 
wünschen uns jedoch, daß unterdrückte 
Völker alle Rechte bekommen müssen, 
nicht nur begrenzte. Heute ist der Jahrestag 
der 1988 durch Giftgas umgebrachten 5.000 
kurdischen Menschen durch das Saddam- 
Regime, dessen wir auch gedenken möch- 
ten. 1937 wurden im baskischen Guernica 


einem Wagen nach Madrid, gefesselt und 
mit verbundenen Augen. Sie stülpten mir 
eine Plastiktüte über den Kopf. Sie schlu- 
sen mich am Kopf und dem ganzen Körper. 
Der Weg nach Madrid dauerte vier bis fünf 
Stunden. Die Folterer bedeuteten mir, dab 
in Madrid weitere Angehörige der Guardia 
Civil auf mich warten würden. In Madrid 
wurde ich noch schlimmer gefoltert. Nach 
zwei Tagen wurde ich irgendeinem Anwalt 
vorgeführt, auf jeden Fall nicht meinem. 
Die Guardia Civil verlangte, daß ich ein Pa- 
pier in Gegenwart dieses Anwalts unter- 
schreiben sollte, daß ich nicht gefoltert wor- 
den wäre. Vor dem Anwalt sagte ich dann, 
daß es nichts zu unterschreiben gäbe, daß 
das nur vor Gericht geklärt werden könne. 
Bis zum folgenden Tag hielt die Folter der 
Guardia Civil an. 

Dann wurde ich einem Richter vorge- 
führt, was gleichzeitig ein Ende der Folter 
bedeutete. Ich wurde vor ein spezielles Ge- 
richt gestellt. Dort berichtete ich von der 
Folter. Das Gericht überging das, und ich 
wurde ins Gefängnis gesteckt. Weitere drei 
Monate war ich in Carabancell in Isolati- 
onshaft. Danach wurdeich freigelassen, weil 
nichts gegen mich vorlag. Deshalb bin ich 
jetzt hier und kann hier sprechen. 


Erneut Mitglieder 
von HB in Haft 


Am 11. April wurden in Spanien erneut vier 
führende Mitglieder von Herri Batasuna 
kurz nach ihrer Finreise aus Frankreich fest- 
genommen. Wie die anderen Vorstands- 
mitglieder von HB wurden sie verhaftet, weil 
auf Wahlveranstaltungen Filme gezeigt 
wurde, auf denen die vier Punkte der ETA 
erläutert wurden und damit nach Auffas- 
sung der spanischen Justiz die ETA ver- 
herrlicht wurde. Mit der jüngsten Verhaf- 
tung ist praktisch die gesamte HB-Führung 
im Gefängnis. 


Hunderte von Basken massakriert, genauso 
wie in Halabje die kurdischen Menschen. 
Die Zustände, die in Eurem Land herr- 
schen, in den Gefängnissen die Folter, das 
Umbringen von Menschen auf der Straße 
und das Verschwindenlassen von Menschen 
sowie die Hungerstreiks in den Gefängnis- 
sen, herrschen auch in unserem Land. Täg- 
lich fließt Blut von kurdischen Menschen in 
den Bergen. Wir wünschen uns, dab nir- 
sendwo auf der Welt Blut fließt. Von 
ganzem Herzen wünschen wir, daß unter- 
drückte Völker auf der ganzen Welt ihre Un- 
abhängigkeit bekommen und in Freiheit 
und Unabhängigkeit in ihren Ländern leben 
können. Damit die Basken ihre ganze Un- 
abhängigkeit bekommen, wünschen wir ih- 
nen in ihren Kämpfen viel Erfolg und möch- 
ten sagen, daß wir mit ihnen sind. In diesem 
Sinne wünschen wir, in einer Welt zu leben, 
in der Frieden und Freiheit herrscht. Es le- 
be die internationale Solidarität. 


Wir dokumentieren mit freundlicher Ge- 
nehmigung der Redaktion ein Interview, 
das Katja Leyrer mit Monika Haas für die 
junge Welt (5./6. April) führte. 


Die Frankfurterin Monika Haas war am 7. 
November 1994 verhaftet worden. Vorwurf 
der Bundesanwaltschaft: Sie sei an den Vor- 
bereitungen für die Entführung der Luft- 
hansa-Maschine Landshut im Oktober 1977 
beteiligt gewesen, mit der unter anderem die 
Freilassung der Stammheimer RAF-Gefan- 
genen Andreas Baader, Jan-Karl Raspe, Gu- 
drun Ensslin und Irmgard Möller erreicht 
werden sollte. Das entführte Flugzeug wurde 
gestürmt; die einzig Überlebende der Ent- 
führer, Souhaila Andrawes, ist später zur 
Kronzeugin geworden. Am 18. Oktober 1977 
wurden die Stammheimer RAF-Gefangenen 
tot beziehungsweise schwerverletzt in ihren 
Zellen aufgefunden. 

Beweise für die Anschuldigungen der Bun- 
desanwaltschaft gegen Monika Haas gibt es 
nicht, dafür jedoch fragwürdige Kronzeugen, 
die unter anderem behaupteten, Monika 
Haas haben für die Entführer Waffen nach 
Mallorca geschmuggelt. In dieser Zeit lebte 
Haas im Jemen, war verheiratet mit einem 


führenden Mitglied der PFLP (Volksfront zur 


„Aronzeugın 
könnte ıch 
nie werden“ 


Befreiung Palästinas). 

Bis vor 17 Tagen be- 
fand sich Monika 
Haas in Untersu- 
chungshaft in der Ju- 
stizvollzugsanstalt 
Frankfurt-Preunges- 
heim. Der Haftbefehl 
wurde am 19. März 
aufgehoben. Der Pro- 
zeß gegen sie dauert 
an. (Red. der jW) 


Du bist nach knapp 
zweieinhalb Jahren 
Untersuchungshaft 
wieder frei. Herzli- 
chen Glückwunsch! 
Wie schätzt du deine 
Haftentlassung ein - 
ist das eine Schlappe 
für die Karlsruher 
Ankläger? 


Nein, leider nicht. Es 
ist durchaus noch 
möglich, daß ich ver- 
urteilt werde. Das 
Gericht hat mit der 
Aussetzung des Haft- 
befehls nur die Ebene 


der Konfrontation 
heruntergeschraubt. 
Der  verhandelnde 


Senat geht also nicht 
mehr von Mittäter- 
schaft, sondern von 
Beihilfe aus. 


Beihilfe wozu? 

Ich bin angcklagt, 
1977 die Waffen für die Entführung der 
Lufthansa-Maschine „Landshut“ nach 
Mallorca überbracht zu haben. Die Bun- 
desanwaltschaft unterstellt Mittäterschaft, 
das bedeutet, ich hätte in Kenntnis des ge- 
samten Tlatplanes gehandelt. Der jetzt ver- 
handelnde Senat des Oberlandesgerichts 
Frankfurt nimmt an, daß mir der 'Iatplan 
nicht bekannt gewesen sei, und unterstellt 
Beihilfe, nicht mehr Mittäterschaft. Ob- 
wohl der Prozeß ja noch nicht zu Ende ist. 
Und die zu erwartende Strafe dafür habe ich 
nun mit der langen Untersuchungshaft teil- 
weise abgesessen. 


Du hast immer gesagt, du warst nie in Ma- 
llorca. 
Richtig, 


Trotzdem hast du jetzt lange im Knast geses- 
sen. Bist du nicht wütend? 
Selbstverständlich habe ich eine ziemliche 
Wut. Aber es hat mich auch nicht beson- 
ders erstaunt. Es paßt irgendwie in mein Le- 
ben, das nun mal so war, wie es war. Von da- 
her sehe ich mich nicht nur als Opfer. 


Du bist knapp 50 Jahre alt, kommst aus einer 
Zeit, in der auch viele Frauen sich politisch 


radikalisiert hatten. Hast du - wie so viele in 
den 70er Jahren - revolutionäre Träume ge- 


habt? 


Träume von einer besseren Welt, ja. 


Du hast dich damals auch für die politischen 
Gefangenen in den Knästen eingesetzt. Da- 
zu gehörten vor allem die der RAE Damit 
stieß man selbstverständlich sehr schnell 
auch an die Grenzen des Erlaubten in diesem 
Staat. 

Meine Rolle warimmer sehr bescheiden. Sie 
ist jetzt überdimensional hochgespielt wor- 
den. Meine reale Rolle damals in der Bewe- 
gung hat nichts mit den Vorwürfen zu tun, 
die mir heute vor Gericht gemacht werden. 
Ich war nie in der RAF und auch nicht Mit- 
glied der PFLP Das sind Klischees der Pres- 
se und der Bundesanwaltschaft -vor denen 
stehe ich bisweilen immer noch fassungslos. 


Du hast ab Ende der Siebziger einige Jahre 
im Ausland verbracht. 

Ja, im Jemen. Ich war dort verheiratet. Ich 
bin endgültig im April 1982 nach Deutsch- 
land zurückgekommen, mit meinen drei 
Kindern. 


Und hast dann hier ganz normal gelebt? 
Ich stand hier mit drei Kindern und zwei 
Koffern, hatte keine vernünftige Schulaus- 
bildung und auch keine Berufsausbildung, 
Nachdem die Kinder ein bißchen älter wa- 
ren, bin ich nachts "Taxi gefahren und habe 
mich wieder ins Erwerbsleben hineingear- 
beitet, war dann auf dem Abendgymnasi- 
um, um meine Schulausbildung zu verbes- 
sern, und habe ein paar Semester Sozialar- 
beit studiert. Diese Jahre waren sehr müh- 
sam und arbeitsreich, aber ich habe es ge- 
schafft, eine Existenz für mich und die Kin- 
der aufzubauen. 


Aus der du jäh wieder herausgerissen wurdest 
mit der Verhaftung und dem Vorwurf, an die- 
ser Flugzeugentführung beteiligt gewesen zu 
sein. 

Ja, ich muß jetzt nicht ganz von vorne, aber 
wieder von vorne anfangen, weil diese zwei- 
einhalb Jahre Haft mir vieles von dem zer- 
stört haben, was ich in den letzten Jahren 
aufgebaut hatte. 


Es ist ja nicht ganz von Pappe, wenn plötz- 
lich in der Zeitung steht, jemand sei RAF- 
Frau oder 'lerroristen-Anführerin. Wie hat 
deine Umgehung darauf reagiert. 

Da habe ich sehr positive Erfahrungen ge- 
macht. Alle Leute, mit denen ich zu tun hat- 
te, Nachbarn, Arbeitskollegen, bis auf ganz 
wenige Ausnahmen, haben sich an der Mo- 
nika Haas orientiert, die sie kannten, und 
nicht an der, von der in manchen Zeitun- 
gen die Rede war. Das ging so weit, daß vie- 
le Leute mir gesagt haben: „Wissen Sie, Frau 
Haas, ganz egal, was Sie früher gemacht ha- 
ben, die sollen Sie in Ruhe lassen!“ Die 
Mehrzahl der Leute, die mich kannten, fan- 
den sehr unverständlich, was mit mir ge- 
macht wurde, und haben mich wirklich un- 
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terstützt. Das hat mich selber sehr über- 
rascht. 


Du hast dich geweigert, Kronzeugin zu wer- 
den. Auch im weitesten Sinne - du hast es ab- 
gelehnt zu sagen: Ich schwöre meinem alten 
Leben, meinen damaligen Freunden oder 
dem, woran wir damals geglaubt haben, ab. 

Die Kronzeugenregelung hätte für mich 
bedeutet, daß ich etwas hätte sagen müs- 
sen, was ich nicht weiß oder was nicht 
stimmt. 


Das machen andere Kronzeugen auch. 

Ich weiß. Das gilt auch für die Kronzeugen, 
die gegen mich aufgebaut worden sind und 
die sich dem Staatsschutz unterworfen ha- 
ben. Dieses Verhalten widerspricht meinem 
politischen Selbstverständnis. Bei aller Kri- 
tik auch an der Ebene des bewaffneten 
Kampfes - ich sehe heute manches anders 
und auch sehr kritisch. Aber ich finde nach 
wie vor, so kann ein Mensch nicht mit sei- 
ner Geschichte umgehen. Das ist für mich 
keine Frage. 


vs ist zu vermuten, daf genau diese Haltung 
zumindest mit dazu geführt hat, daß man dir 
mal eben zweieinhalb Jahre Knast verordnet 
hat, obwohl du minderjährige Kinder hast. 
Ich gehe davon aus, daß das ursprüngliche 
Ziel war, mich als Kronzeugin zu gewinnen, 
allerdings hat sich das Verfahren dann ver- 
selbständigt. Es entwickelte sich zu einem 
Machtspiel, und die Bundesanwaltschaft 
hat auch gerade hinsichtlich der Schlappen, 
die sie in letzter Zeit einstecken mußte, 
dafür gesorgt und alles dafür getan, in mei- 
nem Falle recht behalten zu wollen. Einer 
solchen Machtebene ist man relativ hilflos 
ausgeliefert. 


Wie war das, als der Prozeß sich so endlos in 
die Länge zog? 

Sehr zermürbend, wirklich zermürbend. 
Das ging so weit, daß es mir streckenweise 
egal war, was dabei rauskommt, wenn es nur 
endlich irgendwann zu Ende ist. Daß eine 
Entscheidung kommt, egal welche. Insge- 
samt sind es nun fünf Jahre, in denen ich so 
massiv verfolgt wurde ... irgendwann wird es 
einem dann zu viel, und man will einfach 
nicht mehr. Das ist eine Erfahrung, der ich 
mich nicht immer entziehen konnte. Aber 
das sind Phasen, die auch vorübergehen 
Mein Ziel ist jetzt nicht, ein schnelles Pro- 
zeßende herbeizuführen. Ich werde weiter 
für einen Freispruch kämpfen. 


Du hast dich immer gewehrt, auch im Ge- 
fängnis. Du hast auch selber eingegriffen, 
Anträge im Verfahren gestellt, hast das alles 
nicht nur den Anwälten überlassen. 

Ich gehöre nicht zu den Menschen, die ihr 
Schicksalin andere Hände legen, auch wenn 
es sehr kompetente Rechtsanwaltshände 
sind. Ich sehe zu, daß ich selber auch hand- 
lungsfähig bin. Ich habe mein ganzes Leben 
langmeine Probleme selber gelöst. Und war- 
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um soll ich dies jetzt ändern? 


Wie habt ihr das geregelt, daß die Kinder ver- 
sorgt sind während der Zeit, als du im Ge- 
fängnis warst? 

Ich bekam sowohl von meinen Freundinnen 
und Freunden als auch Behörden große Un- 
terstützung,. Das Jugendamt Frankfurt hat 
sich wirklich vorbildlich verhalten. Sie ha- 
ben den Kindern in jeder Beziehung gehol- 
fen, zum Beispiel in Form des betreuten 
Wohnens. Viermal in der Woche kam eine 
Sozialpädagogin, die sich um die Kinder 
gekümmert hat. 


Würdest du sagen, daf es dir speziell in die- 
sem Z, e vielleicht sogar besser 
ging als den meisten anderen Gefangenen? 
Mit Sicherheit. Ich war schon allein durch 
das soziale Umfeld und die vielen Freunde, 
die ich habe, bessergestellt. Das haben die 
meisten gefangenen Frauen ja leider über- 
haupt nicht. Im Gegenteil, die wenigen so- 
zialen Kontakte, die sie haben, werden 
durch die Situation Knast endgültig zer- 
stört. 


Noch ist dein Prozeß nicht zu Ende. Wie lan- 
ge kann das alles noch dauern? 

Ich schätze, der Prozeß wird sich bis Som- 
mer, spätestens Herbst hinziehen. Im Falle 
einer Verurteilung werde ich in die Revision 
schen und möglicherweise auch vors Ver- 
fassungsgericht, je nachdem, wie die recht- 
liche Lage dann aussieht. Ich hatte für mich 
immer im Kopf, daß ich alle Instanzen, 
einschließlich des Europäischen Gerichts- 
hofes, ausschöpfen werde. 


Warst du eine politische Gefangene? 

Ich denke schon. Meine Geschichte ist ja 
nicht gerade unpolitisch. Es wäre auch 
falsch zu sagen, nur die Ebene des bewaft- 
neten Kampfes, gegen die ich mich 1976 
entschieden habe, sei es wert, politisch ge- 
nannt zu werden. Das ist eine Hierarchisie- 
rung, die ich ablehne. 


Die sechs noch inhaftierten RAF-Mitglieder 
haben sich im November 1995 aus den Ge- 
fängnissen heraus zu deinem Verfahren 
geduert. 

Ich habe mich darüber sehr gefreut und fand 
das schön. 


Was ist das Wichtigste für jemanden mit 
politischem Hintergrund im Knast? 

Darüber muß ich nachdenken ... Das Wich- 
tigste ist wohl, daß es Signale und Anzei- 
chen gibt, die einem zeigen, daß man von 
der Politik draußen nicht vergessen wird. Ich 
hatte öfter dieses Gefühl - und das geht ins- 
besondere an die Adresse der Grünen. Ich 
finde es angebracht, daß sie sich wieder 
mehr an ihre Wurzeln erinnern und nicht 
so tun, als seien die Gefangenen die 


Schmuddelkinder der Bewegung. 


Offene Grenzen 


für alle!!! 
FrauenLesben-Aktion am 24.5.1997 


Im Zuge des radikal-Verfahrens wurden am 
14. Dezember 1996 auch in Vaals/Niederlan- 
de und Aachen Wohnungen untersucht. Erst- 
mals haben deutsche und niederländische B. 
unter der Leitung des BKA eine Hausdurch- 

suchung durchgeführt. Dort hat diese Aktion 
zu breiten Protesten in der Öffentlichkeit ge- 

führt. Niederländische und deutsche Grup- 
pen planen unter anderem deshalb am 24. 

Mai 1997 eine gemeinsame Demonstration 
von Vaals (NL) über die Grenze nach Aachen 
(brd). Weitere Themenschwerpunkte werden 
sein: die Koordinierung der Repression zwi- 
schen den EU-Staaten; Asyl- und Finwande- 
rungspolitik, „Terrorismus“bekämpfung, „in- 
nere Sicherheit“ und die verschärfte Ab- 
schottung nach außen. Die Demonstration 
soll auch mobilisieren für die geplanten Ge- 
senaktionen zu dem KU-Gipfel am 14. Juni 
in Amsterdam. 

Wir sind das überregionale Frauenl.esben- 
treffen wegen 13.6.95 und gegen Repression 
und arbeiten seit | Y2 Jahren städteübergrei- 
fend zusammen. 

Wir wollen gemeinsam mit Migrantinnen(- 
gruppen) an der Demonstration teilnehmen. 
Da jedoch für viele Migrantinnen/llegalisier- 
te aufgrund ihres Status das Risiko eines Gren- 
zübertritts zu groß ist, werden wir eine ge- 
meinsame Kundgebung auf der deutschen 
Seite des Grenzübergangs bei Aachen ma- 
chen, um später mit der gemischten Demon- 
stration zusammenzutreffen. Darüber hinaus 
wollen wir mit unserer Aktion den Charakter 
der EU-Grenzen aufzeigen: 

Während für weiße EU-BürgerInnen, deut- 
schen B. und den innereuropäischen Handel 
die Grenzen immer unsichtbarer werden, 
schottet sich Europa gegen legale und „i ille- 
gale“ Einwanderung ab. Nach innen hat sich 
die Grenze ausgeweitet — in der brd auf einen 
Bereich von 30 Kilometern. Hier wurden kei- 
ne Kosten und Mühen gescheut, um BGS- 
Truppen aufzustocken und Menschenjagden 
durchzuführen. 

Gegen diese menschenverachtende und 
ausgrenzende Politik wollen wir unseren Wi- 
derstand mit vielen FrauenLesben organisie- 
ren. Die Kundgebung soll dafür Ausdruck 
sein. Wir möchten in die inhaltliche und or- 
ganisatorische Vorbereitung bundesweit 
möglichst viele FrauenLesben einbeziehen 
und brauchen dafür bis spätestens zum 18. 
April eine Rückmeldung von Euch. Wegen 
der kurzen Vorbereitungszeit bitten wir Euch 
ganzschnell um Infos, wieviel Interesse es gibt 
u. welche Aufgaben Ihr übernehmen würdet. 
Meldet Euch bei:FrauenLesbenSoliPlenum, c/o 
FrauenLesbenLaden Mafalda, Kreuzstr. 29, 28203 
Bremen,Fax: 0421/702781 Am 8. Mai wird es ein 
Vorbereitungstreffen für alle Interessierten in Bre- 
men geben. Es wäre nett, wenn Ihr Euch anmel- 
den würdet.- Überregionales FrauenLesbentreffen 
wg. 13.6. und gegen Repression 


Angehörigen Info, Kurdistan-Rundbrief, biji, göttinger Drucksache 


Repression gegen linke Zeitungen 


BGH in Karlsruhe 


et © 


entschied zu „Biji 
und „Kurdistan- 


Rundbrief“ 


Am 9. April hatte sich der 3. Senat des Bun- 
desgerichtshof in Karlsruhe gleich zwei Re- 
visionsentscheidungen vorgenommen, die 
für die Berichterstattung zum Kurdenkon- 
flikt wichtig sind. Zum ersten ging es um ei- 
nen Revisionsantrag des presserechtlich 
Verantwortlichen der wöchentlich erschei- 
nenden Zeitschrift „Biji“. Dieser war von 
der Staatsschutzkammer in Nürnberg we- 
gen „Werbung für eine verbotene Vereini- 
gung“ verurteilt worden, u.a. wg. Abdruck 
von Erklärungen der kurdischen Guerillaor- 
sanisation ARCK. Dagegen hatte er Revisi- 
on beim BGH eingelegt, u.a. mit der Be- 
sründung, die ARGK sei in dem von 
Kanther 1993 verhängten Betätigungsver- 
bot nicht erwähnt, eine Veröffentlichung 
von ARGK-Berichten sei also keine ‚verbo- 
tene Werbung“. Man könne die ARGK so- 
gar in gewisser Weise als „das Herz der PKK“ 
io sie sei „essentiell“ für die Politik 
der PKK, so die Bundesanwaltschaft dazu in 
der mündlichen Verhandl ung über den Re- 
v isionsantrag, bei der kein Vertreter von „Bi- 
ji“ zugegen war. Im übrigen sei die propa- 
gandistische, d.h. für die PKK werbende Ab- 
sicht von „Biji“ unübersehbar, das Urteil 
mithin zu bestätigen. Dem folgte der BGH. 


Solidarität mit 
. Ursula a ; 


Am ee an 4. 4, 


nt 
en Ä 


Praktisch im gleichen Anlauf beriet die 
Kammer über die Revisionsanträge der 
Staatsanwaltschaft gegen den Freispruch 
der Kölner Staatsschutzkammer für den 
presserechtlich Verantwortlichen des „Kur- 
distan-Rundbriefs“. Wie berichtet, hatte 
das Kölner Gericht im letzten Herbst eine 
Anzeige des Bundesinnenministeriums wg. 
Abdrucks einer Grußadresse von PKK-Ge- 
neralsekretär Ocalan an eine kurdische Frie- 
densdemonstration im Sommer 1995 in 
Bonn abgewiesen und den Redakteur frei- 
gesprochen: Die Veröffentlichung falle un- 
ter die Pressefreiheit, die Position des Bun- 
desinnenministers sei „ganz falsch“, urteil- 
ten damals die Kölner Richter. Dagegen hat- 
te die Staatsanwaltschaft Köln, die Gene- 
ralstaatsanwaltschaft Düsseldorf und die 
Bundesanwaltschaft Revision eingelegt. 

Leider mit Erfolg. Denn die Karlsruher 
Richter hoben den Freispruch auf und ver- 
wiesen die Angelegenheit zur erneuten Be- 
handlung an das Landgericht Köln zurück. 

Hier wird es stark auf die - noch ausste- 
hende - schriftliche Begründung des BCH 
ankommen. Denn selbst die Bundesan- 
waltschaft hatte vertreten, daß die Veröf- 
fentlichung von PKK, ERNK- oder auch 
ARGK-Dokumenten nicht prinzipiell und 
in jedem Fall verboten sei. Es komme viel- 
mehr, so die Revision, auf das „Umfeld“ der 
Veröffentlichung an, konkr et: Auf den kom- 
pletten Inhalt, die Tendenz der Zeitschrift, 
die evtl. Kommentierung usw. Nur so und 
bei Prüfung der subjektiven Motive des Re- 
dakteurs lasse sich entscheiden, ob die Ver- 
öffentlichung unter die (erlaubte) „Infor- 


mation der Öffentlichkeit“ falle oder (straf- 
bare) „Werbung für eine verbotene Vereini- 
gung“ sei. 

Und leider war das Kölner Freispruch-Ur- 
teil auf diesem Punkt schlicht „schlampig 
formuliert“, um es einmal laienhaft auszu- 
drücken. Konkret: Es fehlte im Urteilstext 
jede Bemerkung zu den Motiven der Re- 
daktion für die Veröffentlichung. Noch 
nicht einmal die Tatsache, daß die Doku- 
mentierung der Ocalan-Grußadresse Be- 
standteil eines längeren Berichts über die 
damalige Bonner Kurdendemo gewesen 
war, hatten die Kölner Richter erwähnt. 

Für den weiteren Gang des Verfahrens in 
Sachen „Kurdistan-Rundbrief“ kommt es 
damit stark auf die schriftliche Begründung 
aus Karlsruhe an. Anders formuliert: Die 
Karlsruher Richter können urteilen, hier ha- 
be die Kölner Justiz einen gefährlichen 
Staatsfeind grob irrtümlich freigesprochen 
- dann ist eine Verurteilungim „zweiten An- 
lauf“ in Köln schon fast absehbar. Oder sie 
urteilen, das Kölner Urteil sei schlampigfor- 
muliert, diese und jene Rechtsfrage sei nicht 
wie erforderlich erörtert - dann ist die näch- 
ste Verhandlungsrunde vor (einer anderen) 
Kölner Staatsschutzkammer wenigstens im 
Ergebnis weiter offen. 

‘Trotzdem steht schon jetzt fest: Erstmals 
nach Kanthers PKK-Betätigungsverbot hat 
nun auch das oberste Gericht festgestellt, 
daß jede „werbende“ Veröffentlichung von 
PKK, ERNK- oder ARGK-Dokumenten ei- 
ne Straftat ist. 

Wo die (weiter zulässige) „Information 
der Öffentlichkeit“ endet und die (strafba- 
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re) „werbende Propaganda“ über den Kur- 
distan-Konflikt beginnt, ist damit in Zu- 
kunft eine Frage, die Gerichte und Richter 
entscheiden. Die Pressefreiheit ist wieder 
etwas stärker eingeschränkt, die staatliche 
Kurdistan-Politik (also Auswärtiges Amt, 
Militär, Polizei u.a.) kann Kritik an ihrer Po- 
litik mit dem Vorwurf, damit würde (verbo- 
tene) „Werbung für die PKK“ betrieben, ein- 
schüchtern und verfolgen. 

Fine freie Unterrichtung der Öffentlich- 
keit über den Kurdistan-Konflikt kann nach 
den Karlsruher Urteilen nicht mehr statt- 
finden, solange die Betätigungsverbote 
Kanthers in Kraft sind. (...) 

Wegen dieser grundsätzlichen Bedeu- 
tung des Rechtsstreits für die Pressefreiheit 
hat der geschäftsführende Hauptvorstand 
der IG Medien entschieden, dem Redakteur 
des Kurdistan-Rundbriefs Rechtsschutz zu 
geben. 

Sobald die schriftliche Begründung aus 
Karlsruhe vorliegt, werden wir weiter be- 
richten. (Kurdistan-Rundbrief, Presseer- 
klärung) 


Wg. Bad Kleinen 
Prozeß gegen 
Angehörigen Info 


Am Dienstag, den 29. April, findet um 
13.00 Uhr vor dem Amtsgericht Hamburg- 
Altona (Max-Brauer-Allee 91) ein neuerli- 
cher Prozeß gegen die presserechtlich ver- 
antwortliche Redakteurin des Angehörigen 
Infos, Christiane Schneider, statt. Wieder- 
um hat die Karlsruher Bundesanwaltschaft 
das Verfahren angestiftet, wiederum sieht 
sie den Staat verleumdet ($90a), diesmal 
durch zwei im Angehörigen Info Nr. 176 
und 177 (beide Januar 1996) abgedruckte 
Texte, in denen davon die Rede ist, daß 
Wolfgang Grams 1993 in Bad Kleinen er- 
mordet worden ist. 


Es ist u.W. das erste Mal, daß der Staatsap- 
parat diese Auffassung, Wolfgang Grams sei 
erschossen worden, durch Strafverfolgung 
zu unterdrücken sucht. Deshalb ist der Aus- 
sang des Prozesses von einiger Bedeutung, 

Das juristische Verfahren zu den 'lo- 
desumständen von Wolfgang Grams hatte 
als „Tatsache“ festgestellt, daß Wolfgang 
Grams sich selbst erschossen hat. Es war da- 
zu allerhand nötig gewesen. So wurden Spu- 
ren vernichtet: Noch vor der Obduktion 
wurden auf Veranlassung des BKA die Hän- 
de von Wolfgang Grams gereinigt, die Tat- 
waffe wurde erstmals nach acht "lagen auf 
Fingerabdrücke untersucht, nachdem sie 
zuvor beim BKA beschossen und auf biolo- 
gische Spuren untersucht worden war; die 
blutbespritzte Jacke des hauptverdächtigen 
GSG-9-Beamten verschwand auf wunder- 
same Weise im Institut für Rechtsmedizin 
in Zürich ... So wurden Zeugenaussagen 
beiseite geschoben, GSG-9-Beamte leiste- 
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ten eidliche Falschaussagen, wie selbst die 
Staatsanwaltschaft einräumte. So wurden 
die Ergebnisse wissenschaftlicher Untersu- 
chungen, die dem Untersuchungsziel 
„Selbsttötung“ entgegenstanden, ignoriert 
usw.usf. 

Nachdem sie das Klageerzwingungsver- 
fahren der Eltern Grams und ihrer Anwälte 
abgewiesen hat, versucht die Justiz jetzt, 
durch ein „M Machtwort“ auch den politi- 
schen Diskurs über „Bad Kleinen“ zu been- 
den. Der Konflikt über den Tod von Wolf- 
sang Grams ist dadurch aber nicht zu be- 
enden; er ist offen, solange die 'lodesum- 
stände eben nicht aufgeklärt sind. Deshalb 
muß das Recht, den öffentlichen Mei- 
nungskampf darüber zu führen, verteidigt 
werden. Die Mitverantwortlichen für Bad 
Kleinen sollen nicht das letzte Wort behal- 
ten. 

Redaktion 


We. Castor 
Razzıa gegen 
„göttinger 
Drucksache“ 


Am Abend des 7. April wurde eine Haus- 
durchsuchung in Räumen von „Arbeit und 
Leben“ durchgeführt. Der Durchsuchungs- 
befehl war für sämtliche Räume dieser vom 

Land Niedersachsen geförderten Vereini- 
gung für Erwachsenenbildung ausgestellt. 

Das heißt im Klartext, daß alle Menschen 
dort belästigt werden konnten, egal ob sie 
dort gerade einen Abschluß nachholen, dort 
arbeiten oder die Räume für Arbeitskreise 
nutzen. 

Die Polizei, u.a. der in Göttingen schon 
berüchtigte KK Frey, wollte auf diese Wei- 
se der Redaktion der „göttinger Drucksa- 
che“ (göDru) habhaft werden. 

Dazu nahm sie die Personalien von fünf 
sich in einem Raum befindenden Personen 
auf, die sie nun wohl für die Redaktion hält. 
Außerdem hat sie Post mitgenommen, auf 
der „göttinger Drucksache“ stand. 

Vorgeworfen wird der Redaktion, mit dem 
Abdruck eines Anti-Castor-Artikels in der 
Nummer 252 zur Beschädigung von Poli- 


zeifahrzeugen aufgerufen zu haben. 

Zuvor hatte sich die Polizei bereits bei der 
Bank nach den KontoinhaberInnen des 
‚Vereins zur Förderung alternativer Medi- 
en“ erkundigt, an den Spenden für die „göt- 
tinger Drucksache“ überwiesen werden 
können. 

Pech für die Polizei ist, daß sie nicht da- 
von ausgehen kann, daß sie durch die Per- 
sonalienfeststellungtatsächlich Namen von 
Redaktionsmitgliedern registriert hat. Un- 
klar bleibt auch, wer die „göttinger Druck- 
sache“ überhaupt sein soll: die Menschen, 
die Artikel schreiben, oder Zeitungen ver- 
teilen, oder mal layouten, oder mal Geld 
spenden oder der Polizei im falschen Mo- 
ment in die Finger geraten? 

Die „göttinger Drucksache“ ist ein seit 
dem Golfkrieg 1991 bestehendes Stadtinfo, 
das wesentlich von den LeserInnen selbst 
sestaltet wird. Ziel ist, Informationen ver- 
öffentlichen zu können, die in den anderen 
Medien meistens untergchen, weil sie zu 
speziell oder eben zu gesellschaftskritisch 
sind. Die „göttinger Drucksache“ versteht 
sich ausdrücklich als Teil einer linken Ge- 
genöffentlichkeit. Daher kann ein solcher 
Angriff auf eine der wenigen Publikations- 
möglichkeiten nicht hingenommen WET- 
den. 

Finger weg von der „göttinger Drucksa- 
che“! 

Von Ermittlungen gegen die „göttinger 
Drucksache“ sind alle Personen betroffen, 
die die Zeitung in irgendeiner Form unter- 
stützen und an einer unzensierten Diskus- 
sion interessiert sind, die eben nicht durch 
die üblichen Medien gewährleistet werden 
kann. 

Wir entscheiden weiterhin selbst, was wir 
lesen, schreiben oder auch nachdrucken. 

Sind wir nicht alle ein bißchen göDru!! 
Unterstützerlnnenkreis der 
che“, 8.4. 


„göttinger Drucksa- 


uns 


Peru 

Gezeigt wird der Film „Licht am Ende des 
Tunnels“ über die MRTA. Anschließend 
wird der Journalist Peter Nowak (junge 
Welt) über die Geschichte und Perspekti- 
ven der Linken in Peru sprechen. 

Ort: im Jugendzentrum Rosa, 


nee mite einer sna des Fo- 
rums für Monika Haas aus Frankfurt. 

Wir wollen über die jüngsten Entwicklun- 
gen des Verfahrens informieren und disku- 
aa wie öffentlicher Druck ausgeübt wer- 
den kann, um einen Freispruch zu errei- 
chen. 


Rote Hilfe Café, B5, Brigittenstr. 5 


Ivan Jelinic im Hunngerstreik 
Denn 


Kundgebung vor’m 
Knast in Hannover 


Es waren am 6. Aapril gut 30 Leute aus Han- 
nover, Köln, Wuppertal und Berlin da. 

Mit Iransparenten wurde auf Ivans Hun- 
gerstreik seit dem 6. März hingewiesen, das 
Ende der Isolationshaft und die Freiheit der 
politischen Gefangenen gefordert. Schön 
war, daß die B. (5 + 1 Hund) erst nach ei- 
ner Dreiviertelstunde kamen. Fine mußte 
ihre Personalien angeben. Ansonsten haben 
sie uns in Ruhe gelassen. 

Von einem Anhänger aus wurde ein Brief 
von Ivan vorgelesen. Es gab Musik. Die 
(mindestens) vier kurdischen Gefangenen 
in Hannover wurden mit einem Gedicht 
von Hassan Dogan gegrüßt. Grüße gab es 
auch an die Abschiebegefangenen. Finige 
Gefangene konnten uns schen und haben 
gerufen und gewunken. 

Schreibt Postkarten an die niedersächsi- 
sche Justizministerin Alm-Merk. Textvor- 
schlag: 

Schluß mit der Isolationshaft! Seit dem 6. 
März befindet sich Ivan Jelinic in der JVA 
Hannover im Hungerstreik, um seine Verle- 
gung in den Regelvollzug zu erreichen. 

Wir fordern Sie auf, die Isolationshaftbe- 
dingungen gegen den Gefangenen Ivan Je- 
linie sofort aufzuheben. Auch Amnesty In- 
ternational, in deren Bundesvorstand Sie 
waren, hat Isolationshaft als Folter geäch- 
tet. 

Für die möglichen Folgen des Hunger- 
streiks von Ivan Jelinic sind Sie in Ihrer 
Funktion als Justizministerin von Nieder- 
sachsen verantwortlich! 


Nachtrag zum 18.3. 
Aktionen in Kiel 


In Kiel fand am 18.3. ein großer Infostand 
verschiedener Gruppen aus Schleswig-Hol- 
stein statt. Auf Stelltafeln wurden verschie- 
dene Themen thematisiert: radikal-Verfah- 
ren, türkische und kurdische Gefangene, Si- 
tuation in der Türkei, Benjamin Ramos Ve- 
ga, Situation der Gefangenen in Peru, Pro- 
zeh gegen Safwan Fid, Mumia Abu-Jamal. 


Gemeinsames Motto: Freiheit für alle poli- 
tischen Gefangenen weltweit! Fs gab auch 
eine große gemeinsame Stellwand mit Fo- 
tos politischer Gefangener weltweit und 
lexten zur lsolationshaft und Gedich- 
ten/lexten politischer Gefangener. 

Am 19.3. fand im Rahmen einer Delega- 
tionsrundreise einer Vertreterin von den Ge- 
storas und einem ehemaligen politischen 
Gefangenen aus dem Baskenland eine Ver- 
anstaltung in Kiel statt. 


Nachrichten aus 
den Gefängnissen 


der Türkei 


Hungerstreiks 

Seit mehr alseinem Monat befinden sich 37 
politische Gefangene in Erzurum, zumeist 
Mitglieder der PKK und türkischer Gueril- 
lagruppen, in einem Hungerstreik für bes- 
sere Haftbedingungen. Nach Auskunft der 
Demokratischen Volkspartei (HADEP) ist 
das Leben mehrerer Gefangener bedroht, 
sie befürchtet, daß einige jeden Tag sterben 
können. 

Am 19.2. hatten 60 PKK-Gefangene im E- 
Iyp-Gefängnis Siirt einen Hungerstreik be- 
gonnen, nachdem Verhandlungen mit der 
Gefängnisleitung gescheitert waren. Über 
Verlauf und Beendigung ist uns nichts be- 
kannt. 

Am 24.3. begannen die PKK-Gefangenen 
in Trabzon einen Hungerstreik. Ihr Sprecher 
erklärte am 11. Tag, daß viele Gefangene 
krank sind und ihnen die medizinische Be- 
handlung verweigert wird. Alle Verhandlun- 
gen mit der Gefängnisleitungsind bisher ge- 
scheitert. 

(Quellen: ND und biji) 


Barrikaden in Gefängnissen 


Nach über einer Woche erfolgloser Pro- 
testaktionen der politischen Gefangenen in 
Buca gegen die Verletzung ihrer zuvor er- 
kämpften Rechte, die mit der Entdeckung 
eines Fluchttunnels „begründet“ wurden, 
besetzten die Gefangenen am 243. die 
Gänge und bauten dann in fünf Blocks Bar- 
rikaden. Nachdem sie einen Schließer als 


Geiselnahmen, kam es noch in der gleichen 
Nacht zu Verhandlungen zwischen der Ge- 
fängnisleitung, Staatsanwaltschaft, dem 
IHD-Vorsitzenden von Izmir sowie Rechts- 
anwälten. Es wurde zugesagt, die Soldaten 
und Spezialteamkräfte zurückzuziehen und 
die Gefangenen nicht anzugreifen. Aller- 
dings wollte die Gefängnisleitung nicht al- 
le Rechte, die sich die Gefangenen zuvor er- 
kämpft hatten, anerkennen. Deshalb kam 
es nicht zu einer Einigung, und die Barrika- 
den wurden nicht abgebaut. Tags darauf er- 
richteten politische Gefangene auch in Bur- 
sa und Bergama Barrikaden. (nach: biji 127) 


Verweigerung medizinischer 


Behandlung 


Im Gefängnis von Usak sind viele weibliche 
politische Gefangene schwer krank, einige 
sind an Herzkrämpfen, Tuberkulose, Leber- 
schäden, Bronchistis, Schilddrüsenversa- 
gen usw. erkrankt. Dennoch verweigert ih- 
nen die Türkische Republik jede medizini- ' 
sche Behandlung, ihr Zustand verschlech- 
tert sich ständig. (nach: Informationszen- 
trum für freie Völker, 4.4.) 


Gefangene in Lebensgefahr 


Am 27.3.97 erreichte die bundesdeutsche 
Öffentlichkeit ein Hilferuf des IHD Diyar- 
bakir: Sevgi Ince, 22, wurde am 3.7.96 nach 
einem Gefecht zwischen dem türkischen 
Militär und der Guerilla in Bingöl schwer 
verwundet. Sie ist inhaftiert im Gefängnis 
Diyarbakir. Seit ihrer Inhaftierung erhält sie 
keine medizinische Behandlung. Fs befin- 
den sich noch drei Geschosse in ihrem Kör- 
per. Ihr Leben ist in ernster Gefahr, wenn sie 
nicht schnellstens operiert wird. 


Das Militär nimmt blutig Rache 


Am 7.3. war es 28 politischen Gefangenen 
gelungen, durch einen Tunnel aus dem Ge- 
fängnis Iskenderun auszubrechen. 

siner der 28 politischen Gefangenen wur- 
de am 14.3. festgenommen und auf dem 
Land in der Nähe von Domuzlar durch 
Schüsse ermordet. Sein Tod wurde 8 Tage 
lang von den Behörden geheimgehalten, da- 
nach behaupteten sie, er sei bei einem Ge- 
fecht ums Leben gekommen. Die Familie 
des PKK-Gefangenen erklärte, daß dieser 
unbewaffnet war und von der Polizei hin- 
gerichtet wurde. 

8 Gefangene waren noch am 7.3. festge- 
nommen worden. Sie sind jedoch nicht im 
Gefängnis angekommen und seither ver- 
schwunden. Auch zwei weitere Gefan gene, 
die eine Woche später festgenommen wur- 
den, sind seither verschwunden. 

Zwei weitere geflohene Gefangene, die er- 
neut verhaftet wurden, erklärten, daß sie 
nach ihrer Festnahme 12 Tage lang gefoltert 
und mit dem Tod bedroht wurden. Sie be- 
richten, daß vier wieder festgenommene 
Gefangene getötet worden sind. 

(nach: biji) 
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Belgien 


Vorbereitung auf „Iag der 


revolutionären Gefangenen“ 


Liebe Freunde und Freundinnen, Genossen 
und Genossinnen, 

Seit dem Massaker an mehr als 300 pe- 
ruanischen Revolutionären in den Knästen 
von El Fronton, Lurigancho und El Callao 
am 19. Juni 1986 ist dieser Iag zum „lag der 
revolutionären Gefangenen“ bestimmt wor- 
den; er war seitdem der Anlaß für zahlreiche 
Initiativen in verschiedenen Ländern. 

So gibt es jedes Jahr in Mailand einen „In- 
ternationalen "lag der revolutionären Ge- 
fangenen“, der den verschiedenen Unter- 
stützungsgruppen der politischen Gefange- 
nen die Gelegenheit bietet, sich kennenzu- 
lernen. 

Die „Association des Parents et Amis des 
Prisonniers Communistes“ beabsichtigt, 
am kommenden 19. Juni einen „Tag der re- 
volutionären Gefangenen“ in Brüssel zu or- 
ganisieren und diese Initiative jährlich wie- 
der aufzugreifen, wenn sie sich als nützlich 
für die Unterstützung der kommunisti- 
schen, revolutionären, anarchistischen, an- 
tifaschistischen und antiimperialistischen 
Gefangenen erweist. 

Dieser „lag“ umfaßt mehrere Initiativen 
und Zielsetzungen. Die hauptsächlichen 
sind folgende: 

e Die breitestmögliche militante Informa- 
tion zu den Gefangenen sicherzustellen. 
Der „lag“ wird über die 
Presse, Plakate und 
Flugblätter angekün- 
digt. Die Vertreterinnen 
der verschiedenen Un- 
terstützungsgruppen 
werden nacheinander ®— 
Redebeiträge zur Situa- 
tion der Gefangenen 
halten, mit denen sie 
sich besonders befassen, 
auf Fragen dazu antwor- 
ten und den Anwesen- E 
den Vorschläge für Mög- | 
lichkeiten der Unter- 
stützung der Gefange- 
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nen machen. 

e Den Austausch und die Verbindungen 
zwischen den Unterstützungsgruppen zu 
verbessern und zu vertiefen. Zu diesem 
Zweck wird ein runder Tisch organisiert, der 
den Vertreterinnen der Unterstützungs- 
gruppen die Möglichkeit geben wird, sich 
kennenzulernen, mögliche Zusammenar- 
beit und gegenseitige Unterstützung ins 
Auge zu fassen. Die Bestimmung eines 
eventuellen zweiten „lages“ für 1998 wird 
unter anderem in diesem Rahmen andisku- 
tiert werden. 

° Die Möglichkeit der Verteilung von Pu- 
blikationen zu den Gefangenen und ihren 
Kämpfen. An einem zentralen Stand wer- 
den die Veröffentlichungen von APAPC und 
den Unterstützungsgruppen zur Verfügung 
stehen. Gruppen, die lieber einen eigenen 
Stand aufbauen wollen, haben die Mög- 
lichkeit dazu. Außerdem werden Zeitungs- 
ständer vorhanden sein, um Flugblätter, 
Broschüren und Petitionen auszulegen. 
Aufstellen einer Route für Kunstausstel- 
lungen von Werken der Gefangenen. Der 
„lag“ wird als Rahmen für eine Ausstellung 
dienen und die Möglichkeit der Mobilisie- 
rung für eine solche Art der Initiative bie- 
ten. 

° Der Situation der Gefangenen ein brei- 
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testmögliches Echo in den Medien zu ge- 
ben. Der „Tag“ selbst wird diesem Ziel die- 
nen, da Presse und andere Medien eingela- 
den sind. Darüber hinaus können im Rah- 
men dieses lages Unterstützungsgruppen, 
die es wollen, eine spezielle Pressekonferenz 
organisieren. Für diesen Zweck wird ein 
Raum verfügbar sein. 

Diese grundlegenden Linien können ent- 
sprechend der besonderen Bedürfnisse und 
Anfragen von Unterstützungsgruppen mo- 
difiziert werden. Die Zusammenarbeit mit 
Kräften, die sich nicht speziell im Rahmen 
der Unterstützung der revolutionären Ge- 
fangenen organisieren, aber die revolu- 
tionären Gefangenen unterstützen, ist un- 
serer Organisation selbstverständlich will- 
kommen. 

Für uns ist von größter Wichtigkeit, so 
bald wie möglich zu wissen, ob und in wel- 
chem Maße ihr an der Teilnahme an diesem 
„lag“ interessiert seid. Sagt uns, welche der 
folgenden Punkte für euch in Frage kom- 
men: 

l. Mitorganisation des Tages; 2. Mobili- 
sierung für den Tag (Flugblätter, Plakate 
etc.); 3. Redebeitrag vor dem Publikum; 4. 
Organisierung einer speziellen Pressekonfe- 
renz; 5. Runder Tisch der Unterstützungs- 
gruppen; 6. Kunstausstellung; 7. Sendung 
von Material für den zen- 
tralen Stand; 8. Einen ei- 
genen Stand machen. 

Mit vielem Dank im 
voraus für eine schnelle 
und ausführliche Antwort 
übermitteln wir euch, lie- 
be Freundinnen und Ge- 
nossInnen, unsere solida- 
rischen Grüße. 


b APAPC - Association des 


Parents et Amis des Pri- 


sonniers Communistes, 
B.O. 6 - St. Gilles 1 - B - 
1 1060 Bruxelles 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigentums- 
vorbehalt ist das Angehörigen-Info so lange Eigentum 
des Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung im 
Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Absender mit 


dem Grund der Nichtaushändigung zurückzuschicken. 


Spendenkonto der Angehörigen: Sonderkonto Kiener, 


Landesgirokasse Stuttgart, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 
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